
Ukraine-Krieg:  Vom Kampf  der
Imperialist_Innen  zum  Kampf
der Klassen!
Die  imperialistischen  Mächte  verfolgen  verschiedenste  Interessen  im
Ukraine-Krieg.  Die  Schaffung  einer  unabhängigen  Ukraine  gehört  leider
nicht  dazu.  Das  muss  die  internationale  Arbeiter_Innenbewegung  schon
selbst machen.

Seit nun mehr über einem Monat wütet ein blutiger Krieg in der Ukraine.
Jeden  Tag  erreichen  uns  neue  Schreckensmeldungen  über  bombardierte
Zivilist_Innen  und  gescheiterte  Evakuierungsversuche.  Hunderttausende
Ukrainer_Innen mussten ihr Zuhause verlassen und befinden sich auf der
Flucht. Putins offizieller Vorwand, warum er am 24. Februar seine Panzer
über die ukrainische Grenze rollen ließ, war es, die Ukraine „entnazifizieren“
zu  wollen.  Dabei  verpackte  er  seine  eigenen  imperialistischen
Expansionsinteressen als  antifaschistische Mission.  Tatsache ist,  dass  die
Regierung des ukrainischen Präsidenten Selenskyj nicht zimperlich ist, wenn
es  darum  geht,  mit  Faschist_Innen  zusammenzuarbeiten.  So  wurde  das
rechtsradikale Asow-Bataillon in die ukrainischen Streitkräfte aufgenommen,
wurden  ehemalige  Nazi-Kollaborateure  rehabilitiert  und  zu  regelrechten
„Volkshelden“  stilisiert.  Linke  Oppositionsparteien  wurden  im  Zuge  des
Krieges  verboten.  Truppen,  die  systematisch  Sinti_zze  und  Rom_nja
überfallen, wurden von Präsident Selenskyj per Ordensverleihung zu „Helden
der Ukraine“ gekürt. Doch das Schicksal von Sinti_zze und Rom_nja in der
Ukraine ist  den Putin-Trollen relativ  egal,  solange sie  damit  ihren Krieg
rechtfertigen können. Zumal sich Putin als queerfeindlicher Autokrat selbst
nicht zu schade ist, faschistische Söldner_Innen für seine militärischen Ziele
einzuspannen  und  die  extreme  Rechte  international  zu  unterstützen.
Faschist_Innen auf der ganzen Welt sind sich deshalb aktuell auch nicht so
ganz einig, auf wessen Seite sie in diesem Krieg eigentlich stehen sollen,
beide scheinen ihnen ganz sympathisch zu sein.
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Innerimperialistische Konflikte auf dem Rücken der Ukraine

Doch, wenn es Putin nicht um „Entnazifizierung“ geht, warum führt er diesen
Krieg?  Diese  Frage  beschäftigt  natürlich  nicht  nur  uns.  Die  gesamte
Bandbreite von bürgerlichen Zeitungen, Nachrichtensendungen, Think-Tanks
und Parteizentralen hat sie lang und breit diskutiert, und alle sind sich einig:
Putin ist ein verrückter Diktator, der den Rachen nicht voll genug bekommen
kann.  Auch  wenn  da  sicherlich  etwas  Wahres  dran  ist,  hilft  uns  diese
verkürzte Sichtweise nicht, den Krieg zu verstehen, um ihn bekämpfen zu
können, sondern allenfalls der NATO, sich als der überlegene Garant von
Frieden, Freiheit und Menschenrechten darzustellen. Vielmehr ist es wichtig,
zu  verstehen,  dass  es  sich  bei  diesem  Krieg  um  eine  militärische
Auseinandersetzung zwischen imperialistischen Mächten handelt,  nämlich
dem  russischen  Imperialismus  auf  der  einen  Seite  und  dem  US-
amerikanischen und europäischem Imperialismus in Form der NATO auf der
anderen Seite. Das Schicksal der Ukraine interessiert dabei eigentlich keine
von beiden Seiten. Auf ihrem Rücken wird der Konflikt lediglich ausgetragen.
Für  Russland  war  die  Ukraine  seit  jeher  lediglich  ein  günstiger
Rohstofflieferant, dem jede eigenständige nationale Identität abgesprochen
wird.  Doch  auch  dem  Westen  geht  es  nicht  um  die  Verteidigung  der
Unabhängigkeit  der  Ukraine.  Im  Gegenteil  soll  die  Ukraine  möglichst
abhängig  von  westlichen  Krediten  sein,  um  weitere  Geldflüsse  an  die
Durchsetzung von günstigen Investitionsbedingungen für westliche Konzerne
zu  knüpfen.  Diese  Perspektive  verkörpert  die  pro-westlich-neoliberale
Ausrichtung der  Selenskyj-Regierung.  Unter  dieser  Regierung kämpft  die
Ukraine also nicht gegen die russische Invasion für ihre Unabhängigkeit.
Vielmehr kämpft sie dank massiver Militärhilfen aus Europa und den USA
dafür,  verlängerte  Werkbank,  Getreidelieferant  und  Absatzmarkt  des
Westens sein zu dürfen. Deshalb sprechen wir beim Ukraine-Krieg von einer
Konfrontation zwischen imperialistischen Blöcken.

Die verschiedenen Interessen von Russland, den USA, Deutschland
und der EU

Der  russische  Imperialismus  befindet  sich  schon  seit  Jahrzehnten  in
wirtschaftlicher Hinsicht auf dem absteigenden Ast.  Um dennoch auf der



Weltbühne mitreden zu können, setzt Putin die militärische Stärke Russlands
ein,  um  wenigstens  die  ehemaligen  Verbündeten  weiter  unter  seinem
Einfluss zu behalten. Diese Strategie wurde in den letzten Jahren zunehmend
aggressiver,  wie  wir  bereits  2014  in  der  Ukraine,  aber  auch  in  Syrien,
Kasachstan, Moldawien oder Belarus gesehen haben. Auch für die EU und
insbesondere Deutschland ist Osteuropa ein interessanter Raum für Kapital-
und Warenexport. So wurden sich im Zuge der EU-Osterweiterung immer
neue Marktterritorien erschlossen, die nun als Produktionsstätten für VW
dienen oder mit LIDL-Discounterpreisen die lokalen Ökonomien zerstören.
Da aber  gerade  in  Deutschland einige  Teile  des  Kapitals  auch auf  gute
Handelsbeziehungen mit Russland angewiesen sind, galt es für die deutschen
Regierungen,  bei  ihrer  wirtschaftlichen  Ausdehnung  nach  Osten  immer
behutsam vorzugehen und niemanden vor den Kopf zu stoßen. Das lange
Zögern der Ampel-Regierung im Umgang mit dem Ukraine-Krieg hat dies
wieder deutlich gemacht. Weniger vorsichtig ist dagegen die USA. Dieser
waren die europäisch-russischen Beziehungen (wie der ehemals geplante Bau
der  Erdgaspipeline  Nord-Stream-2)  schon  immer  ein  Dorn  im Auge.  Die
Ukraine-Krise bietet Präsident Biden die Möglichkeit, Europa erneut hinter
der NATO als Einheit des Westens zu vereinen und zu viel Einigkeit auf der
eurasischen Kontinentalplatte (auch mit Blick auf Chinas Projekt der Neuen
Seidenstraße) zu verhindern.

Die Vorgeschichte des Krieges

Die Ukraine ist bereits seit fast 10 Jahren ein Austragungsort dieser Konflikte
zwischen den imperialistischen Mächten. Nachdem Russland versuchte, die
Ukraine wirtschaftlich stärker an sich zu binden, reagierten die USA und die
EU,  indem  sie  eine  auf  Rechtsextremist_Innen  und  pro-westliche  NGOs
gestützte  Protestbewegung  finanzierten,  die  sich  aufgrund  der
Wirtschaftskrise  schnell  zur  Massenbewegung  entwickelte  und  die
ukrainische Regierung 2013 zu Fall  brachte. Die neue Regierung begann
schnell,  Verträge  mit  der  EU  und  den  USA  abzuschließen.  Hilfsgelder,
Kredite  und Militärhilfen  flossen in  Massen in  die  Ukraine,  während im
Gegenzug für westliche Konzerne privatisiert wurde. Unterstützt von Putin
regte sich Widerstand im Osten des Landes, welcher 2014 zur russischen



Annexion der Halbinsel Krim und zur Gründung der sogenannten Donbass-
Republiken führte. Russland fühlte sich durch ein ökonomisches Vorrücken
des  Westens  in  seine  traditionellen  Einflussgebiete  und  auch  militärisch
durch immer weiter nach Osten gerichtete Truppenverlagerungen der NATO
bedroht. In jahrelangen Verhandlungen mit westlichen Politiker_Innen wollte
jedoch niemand von ihnen einen NATO-Beitritt  der Ukraine ausschließen.
Putin wollte mit seiner Invasion also aufzeigen, dass er keinen NATO-Beitritt
der Ukraine duldet und selbst territoriale Ansprüche auf Teile im Osten der
Ukraine stellt. Den aktuellen Zeitpunkt für seine Invasion sah er als geeignet
an, da ihm der Westen uneinig und die Abhängigkeit von russischem Gas
weltweit hoch schien.

Frieden am Verhandlungstisch?

Dass der Krieg derart lange dauern würde, hat mit Sicherheit niemand im
russischen Staatsapparat aber auch nicht in den Kommandozentralen der
NATO gedacht.  Während Russland die Widerstandskraft  des vom Westen
aufgerüsteten ukrainischen Militärs unterschätzt hat,  haben EU und USA
nicht damit gerechnet, dass die russische Wirtschaft sich so lange gegen die
Sanktionen  behaupten  kann.  So  wurde  mal  wieder  deutlich,  dass  die
Wirtschaftssanktionen gegen Russland Putin kaum von seinen Kriegsplänen
abhalten, stattdessen aber die russische Zivilbevölkerung in tiefstes Elend
stürzen.  So  groß  und  beeindruckend  die  Friedensproteste  in  vielen
europäischen Großstädten waren, ihr Ruf nach Sanktionen gegen Russland
haben den Frieden keinen Schritt nähergebracht. Nun hoffen sie alle auf
erfolgreiche  Friedensverhandlungen  zwischen  den  beteiligten
Kriegsparteien. Natürlich ist Reden erst einmal besser als Wohngebiete zu
bombardieren,  aber  kein  Putin  und kein  Selenskyj  wird  einen gerechten
Frieden  am  Verhandlungstisch  unterschreiben.  Friedensabkommen  sind
immer nur zeitweilige Kompromisse zwischen imperialistischen Mächten, die
gerade keine Möglichkeit mehr sehen, anderweitig mehr für ihre Interessen
rauszuschlagen.  Der  Konflikt  wird  dabei  für  einen  Moment  eingefroren,
wobei  unklar  bleibt,  wie  lange.  Welches  Friedensabkommen  in  der
Geschichte  wurde  eigentlich  nicht  irgendwann  wieder  gebrochen?

Für eine unabhängige Position der Arbeiter_Innenklasse!



Die einzigen, die Interesse an einem wirklichen Frieden (und nicht an der
Sicherung  von  Einflusssphären  oder  Absatzmärkten)  haben,  sind  die
lohnabhängigen Massen in der Ukraine und Russland. Sie müssen mit ihren
nationalistischen  Führungen  brechen,  sich  selbstständig  in  eigenen
Kampforganisationen  gegen  die  reaktionären  Truppen  verteidigen,  die
Oligarch_Innen  enteignen  und  die  Waffen  nicht  gegeneinander,  sondern
gegen das Kapital richten. Wenn die Soldat_Innen sich weigern zu schießen,
die Eisenbahner_innen streiken und keine Truppen transportieren oder die
Industriearbeiter_Innen  die  Waffenproduktion  bestreiken,  kann  ein  Krieg
beendet werden. Dabei liegt es auch an uns, hier eine Antikriegsbewegung
aufzubauen, die sich weder auf die Seite der NATO, noch auf die Seite Putins
schlägt,  sondern  sich  hinter  dem  Banner  der  internationalen
Arbeiter_Innensolidarität  versammelt.

Gegen die Aufrüstungspläne des deutschen Kapitals!

Hier  vor  Ort  dürfen  wir  den  riesigen  Friedensdemos  nicht  den  Rücken
zukehren. Dass die Leute gegen den Krieg auf die Straße gehen, ist richtig.
Es liegt an uns ihnen aufzuzeigen, dass wir nur durch die Einnahme einer
dritten Position an der Seite der Arbeiter_Innenklasse gerechten Frieden und
eine  unabhängige  Ukraine  erkämpfen  können.  Dabei  müssen  wir  als
Antikriegsbewegung  hierzulande  vor  allem  gegen  alle  Versuche  der
Regierung kämpfen, den Krieg weiter anzufeuern. Dazu gehört auch, sich
gegen das milliardenschwere Aufrüstungsvorhaben der Bundesregierung zu
stellen. Während Bildung und Gesundheit kaputtgespart werden, will sich
Deutschland zukünftig den drittgrößten Rüstungsetat der Welt geben. Olaf
Scholz  oder  Annalena  Baerbock  versuchen  uns  schon  einmal  auf  den
Kriegstaumel einzustimmen, indem sie eine militärische „Zeitenwende für
Deutschland“ ankündigen, in der wir „für den Frieden frieren“ sollen. Der
ukrainischen Bevölkerung ist  dabei  kein  Stück  geholfen,  dafür  aber  den
Interessen des deutschen Kapitals, das endlich eine wichtigere Rolle auf der
Weltbühne spielen möchte, aber aus historischen Gründen sich bisher immer
zurückhaltend mit  dem Militär  zeigen musste.  Die  Ukraine-Krise  ist  den
deutschen  Politiker_Innen  ein  willkommener  Vorwand,  die  Zeit  der
militärischen Zurückhaltung Deutschlands für beendet zu erklären. Sowohl



die Linkspartei  als  auch die Gewerkschaften halten sich mit  Kritik dabei
traurigerweise stark zurück.  Während die Linkspartei  sich ihre Chancen,
irgendwo  mitregieren  zu  können,  nicht  verbauen  möchte,  haben  die
Gewerkschaften Angst, ihre guten Beziehungen zum deutschen Kapital zu
gefährden. Damit sollten wir sie nicht durchkommen lassen!

Willkommenskultur

Ein positives Zeichen ist die überwältigende Solidarität, mit der große Teile
der  Bevölkerung  den  ukrainischen  Geflüchteten  zur  Seite  stehen.
Aufopferungsvoll  und  ehrenamtlich  werden  leere  Zimmer  zur  Verfügung
gestellt,  Bedarfsgüter  gespendet  und  warme  Mahlzeiten  am  Berliner
Hauptbahnhof verteilt. Die Regierung macht es sich jedoch zu leicht, wenn
sie diese gesamte Arbeit auf die Bevölkerung ablädt. Durch die Enteignung
eines durch Corona sowieso leerstehenden Luxushotels könnte ganz schnell
viel  mehr Platz  für  Geflüchtete  geschaffen werden,  als  wir  Menschen in
unseren Privatwohnungen aufnehmen können.  Außerdem fragen wir  uns,
warum 100 Milliarden Euro für  die  Bundeswehr da sind,  aber  nicht  für
Handtücher.

Kein Mensch ist illegal!

Einen faden Beigeschmack bekommt das Ganze zusätzlich, wenn man sich
vor Augen führt, warum die hunderttausenden Geflüchteten aus Syrien, dem
Irak, Afghanistan, Eritrea, Iran, Libyen und dem Sudan nicht annähernd so
freundlichen  willkommen  geheißen  wurden.  Im  selben  Moment,  in  dem
ukrainische Geflüchtete mit kostenlosen Zugtickets ins Land geholt wurden,
beschließt die polnische Regierung eine kaum überwindbare Mauer an der
Grenze zu Belarus zu bauen, um die dort festsitzenden Geflüchteten aus dem
Land zu halten. POCs sowie Sinti_zze und Rom_nja, die ebenfalls aus der
Ukraine fliehen wollten, wurden an der Grenze abgewiesen. In Berlin wurden
Geflüchtete  aus  ihren  Unterkünften  geschmissen,  Familien  getrennt,  um
Platz für ukrainische Geflüchtete zu schaffen. Ein CBS-Journalist brachte den
rassistischen Hintergrund dieses Missstands auf den Punkt, als er begeistert
sagte,  die  Geflüchteten  aus  der  Ukraine  seien  „Menschen  aus  der
Mittelschicht, die aussehen wie wir“. Es ist interessant zu beobachten, zu



welchem einem menschlichen Umgang mit  Geflüchteten diese  Regierung
fähig ist, wenn die Geflüchteten nur in die geopolitische Ausrichtung der
Außenpolitik passen. Diese Ungleichbehandlung müssen wir anprangern und
sichere  Fluchtwege,  offene  Grenzen,  dezentrale  Unterbringung  und
Staatsbürgerrechte für ALLE Menschen, die vor Krieg, Hunger, Verfolgung,
Ausbeutung oder Naturkatastrophen fliehen müssen, einfordern!

Die ersten 100 Tage der neuen
Regierung: Top oder Flop?
Von Jonathan Frühling

Seit einigen Monaten haben wir eine neue Regierung. Es sitzt wieder eine
Person von der SPD im Kanzleramt und auch die Grünen sind zurück. Die
Merkel-Ära ist endlich vorbei. Doch gibt es wirklich einen Grund zum Feiern?
Den  Koalitionsvertrag  haben  wir  bereits  an  anderer  Stelle  ausführlich
a n a l y s i e r t
(http://onesolutionrevolution.de/ampelkoalition-transformation-fuers-kapital/).
Wir haben uns für euch angeschaut, was die Regierung in den ersten 100
Tagen seit ihrer Amtseinführung Anfang Dezember alles gemacht (bzw. nicht
gemacht) hat.

Nochmal eine kleine Zusammenfassung: Die neue Regierung bildet sich aus
einer  Koalition  aus  SPD,  Grünen  und  FDP  (nach  ihren  Farben
„Ampelkoalition“ genannt). Die SPD besetzt das Kanzleramt, sowie u.a. die
wichtigen Ministerien für Inneres, Arbeit, Verteidigung und Gesundheit. Die
Grünen bekommen u.a. das Außen- und das Wirtschaftsministerium, die FDP
u.a. das Finanz- und das Verkehrsministerium. Alleine das Vorhandensein der
neoliberalen FDP an wichtigen Schaltstellen der Regierung und die Tatsache,
dass die SPD in den letzten 23 Jahren 19 Jahre an der Regierung war, sollte
das Gerede vom Aufbruch oder dem frischen Wind lächerlich machen.
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Welche Fortschritte wurden erzielt?

Fangen wir mit den augenscheinlich guten Dingen an, die die Regierung
beschlossen hat. Lang ist die Liste sowieso nicht. Der Mindestlohn wird ab
Oktober auf 12 € angehoben und die Lohngrenze für steuerfreie Minijobs von
450  €  auf  520  €  angehoben.  Die  Inflat ion  wird  diese  kleinen
Errungenschaften jedoch leider bald wieder zur Nichte machen und leider
führt  die  höhere  Lohngrenze  bei  Minijobs  eher  zu  Vorteilen  für
Unternehmer_Innen: Denn diese müssen jetzt faktisch noch weniger Geld in
die Renten- und Sozialkassen einzahlen, was zuletzt das Risiko für (Alters-
)Armut bei Arbeiter_Innen verschärft. Außerdem würde eine wirklich soziale
Arbeitspolitik diese Art der Minijobs begrenzen, statt diese weiter attraktiv
zu machen.

Das „Entlastungspaket“ soll höhere Energiepreise teilweise ausgleichen. Es
beinhaltet  eine  höhere  Pendlerpauschale  (die  FDP  lässt  grüßen),  eine
Einmalzahlung von 135 € für Wohngeldempfänger_Innen und den Wegfall
der  EEG-Umlagen  (Endverbraucher_Innen  zahlen  hier  für  die  Förderung
nachhaltiger  Energien).  Dies  als  Tropfen  auf  dem  heißen  Stein  zu
beschreiben,  wäre  sogar  noch  übertrieben.  Die  Energiepreise  steigen
weiterhin massiv, was gerade Menschen geringeren Einkommens zu spüren
bekommen.

Und was ist mit Corona?

Vernünftig  klingende  Forderungen,  wie  die  Legalisierung  von  Cannabis
wurden bisher nicht angepackt. Grund dafür: Man wolle sich zunächst um die
Corona-Krise kümmern. Wer allerdings glaubt, dass endlich der privatisierte
und  kaputtgesparte  Gesundheitssektor  in  Ordnung  gebracht  wird,  wird
enttäuscht.  Die  Regierung setzt  einfach nur  den Kurs  der  schwarz-roten
Koalition fort.  Das bedeutet  eine Herdenimmunität  durch Impfungen und
Infektionen. 200 Tote pro Tag im Wochendurchschnitt sind schon längst nicht
mehr der Rede wert. Eine Impfpflicht, die vielleicht nicht das beste Mittel ist,
aber  doch viele  Leben retten kann,  wird wohl  nicht  mehr verabschiedet
werden. Zwar gibt es noch eine Maskenpflicht und die Pflicht, getestet zu
sein, z.B. in Restaurants oder Kinos, doch auch diese Maßnahmen sollen



noch  im  März  fallen.  Die  Schließungen  von  Schulen  oder  Betrieben
(Freizeitenrichtungen  teilweise  ausgenommen)  sind  mittlerweile  ein
politisches No-Go. Die Regierung gibt vor den Verschwörungsspinner_Innen
auf der Straße und den Bossen des Kapitals klein bei.

Die Kriegsampel

Spätestens seit dem Einmarsch Russlands in die Ukraine steht die Ampel in
Deutschland  auf  Krieg.  Der  bisher  prägendste  Schritt  der  Regierung  ist
nämlich die forcierte Aufrüstung. Deutschland soll einmalig zusätzlich 100
Mrd. € (!) für Rüstungsprojekte ausgeben und dann die Militärausgaben auf
jährlich  2  %  des  BIP  erhöhen.  Das  bedeutet  eine  Steigerung  der
Rüstungsausgaben um über  30 % und erhöht  den Militäretat  auf  knapp
70  Mrd.  €.  Diese  unglaubliche  Zahl  wir  nur  von  den  USA  und  China
übertroffen und liegt auch weit über den Rüstungsausgaben Russlands (55
Mrd.  €).  Übrigens  wurden  auch  schon  Waffen  in  die  Ukraine  (ein
Kriegsgebiet)  geschickt,  was  die  Regierung  bisher  abgelehnt  hat.

Wenn  es  um  Aufrüstung  und  Krieg  geht,  macht  die  Regierung  schnell
Mill iarden  frei.  Wenn  jedoch  unsere  Schulen  marode  &  ohne
Hygienekonzepte  sind,  unsere  Großeltern  an  Altersarmut  leiden  oder
Bekannte im Krankenhaus nicht richtig behandelt werden, heißt es dagegen,
es wäre kein Geld da. An Heuchelei und Militarismus übertrifft das neue
Kabinett die alte Regierung also schon. Mit dem alten Finanzminister Scholz
als Kanzler ist das aber auch nicht verwunderlich.

Die Aufrüstung des deutschen Imperialismus auf unsere Kosten ist also in
vollem  Gange.  Kaum  erwähnt  wird  auch,  dass  die  Regierung  mit  den
Stimmen der CDU beschlossen hat, den Militäreinsatz im Irak fortzusetzen.
Gleiches gilt für die UN-Mission im Südsudan und die anti-Flüchtlingsmission
„Sea-Guardian“ im Mittelmeer. Zwar freut es, dass der Militäreinsatz in Mali
im Mai nicht verlängert werden soll,  allerdings ist  dieser genau wie der
Afghanistan-Krieg offensichtlich gescheitert und soll zudem Mittel für den
Konflikt  mit  Russland  freimachen.  Die  Stationierung  von  350  weiteren
Soldat_Innen (insgesamt dann 850) in Litauen steht auch in diesem Zeichen
und wurde sogar schon vor dem Ukrainekrieg beschlossen.



Zudem sollen weitere Aufklärungsdrohnen aus Israel angeschafft  werden.
Apropos Israel: Natürlich hat die neue Regierung auch eine bedingungslose
Unterstützung des israelischen Apartheitsstaates im Gepäck. Das machte z.B.
Scholz klar, als er Anfang März Israel besuchte. Ein Besuch der besetzen
palästinensischen  Gebiete  oder  auch  nur  lauwarme  Worte  für  den
abgestorbenen Friedensprozesses hielt er unterdessen nicht für notwendig.

Grün ist die Regierung, aber nicht ihre Politik

Unter anderem wegen den Spannungen mit Russland geht es auch in Punkto
Klimaschutz nicht voran. Die Nord Stream II Pipeline, die russisches Gas
nach Deutschland bringen soll, wird, obwohl fertiggestellt, nicht ans Netz
gehen. Stattdessen wird nun weiteres Geld aufgewendet, um Gas-Terminals
zu bauen, um z.B. US-amerikanisches Frackinggas in unsere Heizungen zu
bekommen. Auch der Ausstieg aus der Kohlverstromung 2030 ist nun offiziell
vom Tisch.  Imperialistisches  Säbelrasseln  ist  also  auch dieser  Regierung
wichtiger als unsere Umwelt.

Was fehlt?

Lang ist zudem die Liste von Vorhaben, die trotz relativ einfacher Umsetzung
bisher  nicht  angegangen  wurden.  So  z.B.  die  Einführung  des
elternunabhängigen Bafögs. Zwar hat das Kabinett endlich die Abschaffung
des archaisch wirkenden Verbots  für  Abtreibungen zu „werben“ (§219a),
beschlossen, doch das eigentliche Problem, nämlich, dass Abtreibungen laut
Gesetz verboten und nur bis zur 12 Woche straffrei sind, würde natürlich
auch  nach  der  Abschaffung  von  §219a  bestehen  bleiben.  Selbst  das
erzkonservative und von einer rechten Regierung regierte Kolumbien ist da
schon deutlich weiter (dort sind es 24 Wochen). Leider wurde auch bisher die
Istanbuler-Konvention gegen Gewalt an Frauen immer noch nicht umgesetzt.
Das würde z.B. den Bau von tausenden Frauenhausplätzen miteinschließen.

Zudem kommt Kampf gegen Kinderarmut (jedes 5. Kind in Deutschland lebt
in Armut) nicht voran. Über einen gerade in Zeiten von Inflation mickrigen
Überbrückungszuschuss von 25 € pro Monat wird derweilen heftig diskutiert.
Das lässt vermuten, dass auch die geplante „Kindergrundsicherung“ an der



Situation  nicht  viel  ändern wird.  Eine  satte  Erhöhung von Hartz-IV  und
flächendeckende  und  kostenlose  Betreuungsplätze  werden  leider  nicht
erwogen.

Widerstand ist notwendig!

Wer auch nur irgendwelche Hoffnungen in die neue Regierung hatte, sieht
sich spätestens jetzt der grausamen Realität gegenüber. Kein Aufbruch, kein
Politikwechsel  und schon gar  kein  frischer  Wind erwarten  uns.  Wie  wir
bereits gewarnt haben, bringt die neue Regierung nur eine Fortsetzung und
sogar Verschärfung der kapitalistischen und imperialistischen Politik.

Wir fordern dagegen:

Mehr Hartz IV und Sozialwohnungen!
Für  eine  Rekommunalisierung  des  Gesundheitswesens  und  eine
Abschaffung der Fallpauschalen!
Für  die  Legalisierung  aller  Drogen  &  frei  zugängliche
Aufklärungsangebote!
Mehr  Frauenhausplätze  und  eine  militante  Bewegung  gegen
Sexismus!
Offene Grenzen & Staatsbürger_Innenrechte für alle Menschen!
Keine Aufrüstung, sondern Abrüstung!
Auflösung der imperialistischen Kriegsallianz NATO! Für den Aufbau
einer proletarischen Antikriegsbewegung!
Keine Waffenexporte, wie z.B. an die Ukraine!
Blockade und Sabotage der Waffenindustrie und Kriegslogistik durch
Streiks!



Steigende  Energiepreise
betreffen uns alle
Aus: „Was hat der Krieg eigentlich mit mir zu tun?“

Gastbeitrag von Resa Ludvin

„Oh nein, meinen Porsche zu betanken, ist jetzt so teuer! :(“ Zugegeben, das
ist  eine  sehr  platte  und  klischeeartige  Assoziation  mit  den  steigenden
Spritpreisen. Menschen mit wenig Geld können sich oft nicht mal ein Auto
oder den Sprit dafür leisten. Wenn sie eins haben, dann oft weil sie echt
darauf  angewiesen sind,  mehrere Kinder von A nach B bringen müssen,
Angehörige versorgen,  am Arsch der Republik leben,  weite Strecken zur
Arbeit pendeln oder das Auto dank fehlender Öffis einfach schneller und
bequemer ist. Bei 60l sind jetzt schnell mal 140 Euro und mehr für einen
vollen  Tank  weg.  Geld,  das  die  Menschen  nicht  haben  oder  von  ihrem
Essensgeld abziehen müssen, damit sie überhaupt zur Arbeit kommen. Schon
vor dem Krieg saugte die Inflation, sprich, dass wir für unser Geld weniger
bekommen als vor ein paar Jahren, uns die Taschen schneller leer. Jetzt – im
Krieg – explodieren die Preise geradezu. Noch krasser ist die Auswirkung auf
Lebensmittelpreise. Der Aufpreis der Spritkosten in der Landwirtschaft und
im Transport wird auf den Nahrungsmittelpreis aufgeschlagen. Gleichzeitig
wird Weizen teurer, weil der Weltmarkt von ukrainischem und russischen
Weizen mitbestimmt wird.

Weiter gehts‘s, wenn wir die Heizung aufdrehen, kochen oder duschen. Der
Winter ist noch nicht vorbei und Mitteleuropa ist vom russischem Öl und vor
allem Gas abhängig. Damit die Bude nicht kalt bleiben muss, gibt es für
Hartz  IV-Empfänger_Innen einen Heizkostenzuschuss.  So  weit  so  gut,  so
richtig. Das Problem ist dadurch nicht gelöst. Tagtäglich fließen Millionen
Euros für russisches Gas und Öl gen Osten. Durch den Krieg wurde die
Debatte  um  die  deutsche  und  europäische  Abhängigkeit  neu  befeuert.
Obwohl die Grünen in der Regierung sind, wird das Ende von Kohle oder
Atom wieder  in  Frage  gestellt.  Wenn  sie  nun  erneuerbare  Energien  als
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Lösung  für  das  deutsch-russische  Abhängigkeitsverhältnis  bieten
(„Freiheitsenergien“),  dann  nur  aus  einer  imperialistischen  und
nationalchauvinistischen  Rhetorik  heraus.  Sie  machen  Umweltpolitik  zur
Kriegspolitik.  Aber  nicht  nur  in  Erneuerbare,  sondern  in  noch
umweltzerstörerische Energien wollen sie investieren – zum Beispiel, indem
teures Fracking-Gas aus den USA importiert werden soll oder Flüssiggas aus
der Monarchie Qatar gekauft wird. Das Land in dem dieses Jahr die WM
stattfinden soll, für die vor Ort bereits über 6000 Arbeiter_Innen gestorben
sind, aufgrund von fehlendem Arbeitsschutz.

Hierzu muss sich die Umweltbewegung um Fridays For Future positionieren
und von den Grünen trennen.  Hier  zeigt  sich ihr  wahrer  Charakter,  die
Grünen sind eine bürgerliche Partei  und haben im Grunde weder stabile
Antworten auf die Energiefrage noch auf die soziale Frage – aber sie sind
eine Kriegspartei! Sie waren es im Kosovo, in Afghanistan und sie werden es
auch nun wieder sein. Nichts anderes war von ihnen zu erwarten. Ganz zu
schweigen von der SPD. (Die FDP brauchen wir hier gar nicht zu erwähnen.)
Nicht nur, dass gerade sie es waren die bis zur letzten Minute an Nordstream
2 festgehalten haben, bieten sie weder in der Kriegsfrage noch in irgendeiner
anderen  Frage  Antworten  für  die  Arbeiter_Innenklasse.  Denn gerade  sie
leidet an den steigenden Preisen und und zahlt die Zeche. Es zeigt sich, dass
es einen Schnittpunkt der Energiefrage mit  der sozialen Frage und dem
imperialistischen  Krieg  gibt.  Nur  wer  in  einem  Programm  und  einem
politischen Kampf gemeinsam mit progressiven Kräften innerhalb der Linken
und den Gewerkschaften, die Verbindung sucht, hat eine Chance auf all diese
Fragen nicht nur Antworten, sondern auch Lösungen zu bieten.

Es kann nicht sein, dass mit einer vermeintlich arbeiter_Innenfreundlichen
Rhetorik, die nicht will, dass „Menschen in Europa frieren müssen“ (als ob
sie das ohne den Krieg nicht schon längst tun müssten – unter Brücken, oder
Wohnungen mit Uraltfenstern), die Menschen für die Kriegspolitik gewonnen
werden sollen – und für sie mit hohen Preisen und Steuergeldern zahlen! Es
wird versucht, Fortschritte, die die Umweltbewegung erkämpft hat, wie z.B.
der  Atomkraftausstieg  rückgängig  zu  machen  –  unter  der  Fahne  der
Demokratie,  ohne  das  wir  gefragt  werden!  Wenn  irgendwo  die  Öl-  und



Gaszufuhr gedrosselt werden muss, dann doch bei großen Konzernen und
Reichen! Wir hätten da schon mal eine Liste und Rheinmetall und Heckler
und Koch stehen ganz oben. Eine wichtige aktuelle Frage, aber auch der
Zukunft, ist die Energiefrage. Die Alternativen zum Gas und Öl dürfen nicht
Atom, Kohle oder gar Fracking heißen! Gerade jetzt muss die Lage genutzt
werden, um in Erneuerbare zu investieren. Bezahlen können das die Reichen
und Konzerne, die gerade versuchen, auf Kosten der russischen Konkurrenz
ihren Markt zu erweitern! Es ist schockierend, dass Atom wieder cool ist,
aber niemand einen Spitzensteuersatz oder eine Vermögensabgabe fordert.
Damit  könnten  Schulen  überall  Luftfilter  installieren,  Pflegekräfte  und
Erzieher_Innen dauerhaft  mehr Geld bekommen und der  Verkehr könnte
ganz ohne Sprit auf die Schiene verlagert werden.

Eine  internationalistische  Lösung  in  einem  Konflikt  zwischen
imperialistischen Mächten zu finden, ist alternativlos, wenn wir wollen, dass
weder  russische,  noch  ukrainische,  noch  deutsche  Arbeiter_Innen  dafür
zahlen. Nur die Überwindung eines Systems, welches Kriege um Profit und
Einflusssphären  immer  und  wieder  hervorruft,  kann  eine  langfristige
Perspektive  bieten.  Daher  fordern  wir:

Krieg  dem  Krieg!  Ein  Ende  kann  nur  internationalistisch  sein,
g e m e i n s a m  m i t  d e r  u k r a i n i s c h e n  u n d  r u s s i s c h e n
Arbeiter_Innenklasse
Erneuerbare Energien jetzt, bye bye Öl und Gas zur Finanzierung
Putins!
Kein Fracking! Egal ob in den USA oder Europa – das ist weder eine
umweltpolitische noch internationalistische Lösung!
Lasst die Reichen zahlen! Spitzensteuersatz: wenn nicht jetzt wann
dann?!
Keiner darf frieren! Zwackts bei den Großkonzernen ab!
Ausbau des Schienenverkehrs!
Mehr Öffis auf dem Land!
Schiene statt LKW-Transport!
Kriegstreiber_Innen-  und  Industrie  enteignen!  Lasst  Gerhard
Schröder und co. unsere Tankrechnungen bezahlen!



Bald  weniger  auf  dem  Teller?
Hunger  durch  Krieg,  Krieg
durch Hunger
Aus: „Was hat der Krieg eigentlich mit mir zu tun?“

Gastbeitrag von Resa Ludvin

2020 litten 690 Millionen Menschen weltweit an Hunger (Quelle: Unicef),
Tendenz voraussichtlich immer weiter steigend. Der Krieg in der Ukraine
offenbart  uns  schmerzhaft  ein  weiteres  Problem  der  kapitalistischen
Wirtschaft: die Verteilung der produzierten Güter. Natürlich machen Felder
dort mehr Sinn, wo der Boden besonders fruchtbar ist und auch nur da wo Öl
ist,  kann welches gefördert werden. Nur stehen die einzelnen Staaten in
Konkurrenz zueinander und leben gleichzeitig von diesem Handel. Da kann
Weizen oder Öl schnell mal zum Druckmittel werden.

Weizen ist weltweit eines der wichtigsten Nahrungsmittel. Die Ukraine gilt
als „die Kornkammer Europas“ und da herrscht jetzt Krieg. Die Menschen
müssen sich ernähren, doch die Ernte für dieses Jahr ist zerstört und das
Pflanzen  für  den  nächsten  Zyklus  müsste  beginnen,  was  unter
Kriegsbedingungen nicht geht. Nun werden die Regale in Deutschland, was
Nudeln oder Mehl angeht, nächstes Jahr nicht leer sein, aber man wird die
Auswirkungen spätestens an der Kasse merken. Neben Weizen ist auch Soja
und Sonnenblumenöl betroffen.  Nimmt Putin den Süden und Westen der
Ukraine dauerhaft ein, wird das auch dauerhafte Folgen für die europäische
und globale Ernährung haben. Hier braucht es ein Konzept der deutschen
und europäischen Landwirtschaft, damit nicht nur die regionale Versorgung,
sondern auch die der Geflüchteten,  der am Ende des Krieges zerstörten
Ukraine sowie  weltweit  geregelt  ist.  Hier  darf  es  nicht  zu  einem neuen
Lebensmittelnationalismus  und  Protektionismus  durch  Ausfuhrverbote
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kommen,  sondern  muss  es  eine  internationale  und  internationalistische
Lösung geben. Die Umstellung der Agrarindustrie, die neben Menschen vor
allem Tiere ernährt oder für sogenannte „Biotreibstoff“ Raps und Getreide
anbaut, muss der Mensch in den Mittelpunkt stellen. Nur so können wir den
Hunger stoppen. Konkret heißt das, weniger auf tierische Nahrungsmittel zu
setzen,  damit  das  Korn  auf  dem  Teller  landet.  Angebot  und  Nachfrage
werden dieses Problem nicht lösen können und auch die Agrarlobby wird sich
gegen eine solche humane Lösung stellen.

Denn mit Nahrungsmitteln wird an der Börse spekuliert und gehandelt. Es ist
eine  zynische  Spekulation  auf  die  nächste  Hungerkrise,  die  nächsten
Tausenden an Toten. Seit Beginn der 2000er sind diese Spekulationen stark
angestiegen  und  haben  bei  der  Krise  von  2008  zu  einer  Explosion  der
Agrarpreise geführt. In Äthiopien stieg damals der Maispreis um 100%, der
Weizenpreis in Somalia um 300%. Auch die Abhängigkeit von Erdöl treibt
den  Preis  noch  weiter  hoch,  da  es  in  der  industriellen  Landwirtschaft

gebraucht wird. 1Der Preis für Weizen ist seit Beginn des Krieges zwischen
35% und 50% gestiegen. Je länger der Krieg dauert, desto mehr wird sich
diese Preissteigerung verfestigen oder noch erhöhen. Besonders hart trifft
das Länder, die sowieso schon stark an Unterernährung leiden. Im Fall des
Krieges und der Ukraine wird es besonders die vielen Abnehmerstaaten im
Nahen und Mittleren Osten treffen. Bereits jetzt wurden die für den Jemen,
in  dem  ebenfal ls  Krieg  herrscht ,  best immten  Rat ionen  des

Welternährungsprogramms  halbiert.2

In  Industrienationen  wie  Deutschland  gibt  es  trotz  des  Wohlstandes

schätzungsweise 15 Millionen Menschen, die dauerhaft unterernährt sind.3

Die  Dunkelziffer  oder  Menschen,  die  nur  zeitweise  aufgrund  von
„Ernährungsarmut“ unterernährt sind, was bereits perfide klingt, dürfte weit
darüber  liegen.  Hier  mangelt  es  gesellschaftlich  nicht  an  Geld  oder
Ressourcen,  sondern  an  politischem  Willen.  Dieser  Unwille  und  eine
Sozialpolitik,  die  Menschen,  wenn  sie  sich  etwas  dazu  verdienen,  noch
bestraft und zum Flaschen sammeln verdammt, führt zu Millionen Mägen,
d ie  leer  b le iben .  Der  Kr ieg  und  d ie  Auswirkungen  auf  d ie



Nahrungsmittelpreise  wird  die  Nachfrage  nach  sogenannten
Armenspeisungen  wie  der  Tafel  weiter  ankurbeln.  Doch  sehen  die
Regierungsbeschlüsse gerade zwar mehr Geld für das Militär, nicht aber für
private Haushalte oder soziale Projekte vor. Zum Teil wird sogar hier weiter
eingespart.  Noch  interessanter  wird  es,  wenn  die  Ampel-Regierung
beschließt, an welchen Stellen das „Sondervermögen der Bundeswehr“ seine
Spuren  hinterlässt  und  dafür  Einsparungen  kommen.  Kleiner  Tipp:  Es
werden wohl nicht die reichsten 1% oder die Waffenindustrie sein, die dann
mehr besteuert werden. Dort, wo sich die Menschen weniger wehren oder
wehren können, wird gespart. Am Ende trifft es daher wieder vor allem die
Arbeiter_Innenklasse,  längst  überfällige  Investitionen  in  die  Bildung  wie
Schulsanierung, Digitalisierung oder Luftfilter, den Ausbau der erneuerbaren
Energien, damit die Erde bewohnbar bleibt. Auch das ist wieder einmal ein
Nährboden für Rassismus und Sozialchauvinismus (Siehe Teil 1/3).

Die Krise trifft uns nicht alle gleich. Reiche bleiben reich und ein bisschen
höhere Kosten für Essen und Sprit machen für sie wenig aus. Für in Armut
und Prekarität lebende Menschen war es schon vorher zu viel. Steigende
Preise treffen sie dementsprechend besonders hart. Nicht zu vergessen ist
auch,  dass Krisen gerade für  die „Mittelklasse“ ein besonderes Dilemma
darstellen.  Gegenüber  dem  Prekariat  haben  sie  gewisse  Privilegien  und
halten daran fest, diese nicht zu verlieren. Steigende Preise durch den Krieg,
die Inflation und die Auswirkungen bringen aber gerade den absteigenden
Ast des Kleinbürgertums in Gefahr. Nur will natürlich niemand absteigen.
Gerade  das  ist  politischer  Zündstoff,  der  in  der  Regel  nicht  linke  oder
progressive Positionen begünstigt, sondern reaktionäre Strömungen sowie
die extreme Rechte. Parallel dazu sehen wir in Deutschland gerade, wie sich
diverse politische Kräfte von SPD über Grüne bis  hin zur CDU zu einer
Volksfront formieren. Da finden auch mal kleinbürgerliche Linksliberale oder
Autonome Waffenlieferungen toll, solange sie weiter darauf hoffen können,
dass  sie  selbst  der  Krieg  nicht  so  sehr  trifft.  Dieser  Gedanke  ist  ein
Trugschluss.

Hunger ist immer auch ein Revolutionstreiber. Ein Grund für die Auslösung
des Arabischen Frühlings war, dass das Brot nicht mehr zu bezahlen war.



Das trieb Menschen in Ägypten, Tunesien und darüber hinaus auf die Straße.
Ihr Slogan „Brot, Freiheit und soziale Gerechtigkei“ erinnert stark an die
Losung der russischen Kommunist*innen im Ersten Weltkrieg. Sie forderten
erfolgreich  „Brot,  Land,  Frieden“.  Das  hieß  den  Kapitalist*innen  die
Nahrungsmittelproduktion  zu  entreißen.  Nur  so  können  wir  auch  heute
Spekulation entgehen. Daher fordern wir:

Nahrungsmittelproduktion in Arbeiter*innenhand!
Regionale Produktion steigern!
Keiner  darf  hungern:  Aufbau  von  kostenlosen  „Küchen  für  Alle“
(KüFa) in allen Kiezen!
Vegan/Vegetarisch vorantreiben. Pflanzen auf den Teller statt in die
Tierfuttertröge!
Gerechte Verteilung des Essens statt Horten und Hungern lassen!

1� https://www.oxfam.de/unsere-arbeit/themen/nahrungsmittelspekulation

2 �
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n - k r i e g - e x p o r t e - i m p o r t e - a e g y p t e n - j e m e n - l i b a n o n - a f r i k a -
welternaehrungsprogramm-lebensmittel-nahrung-1.5536980
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Die  Wohnungsfrage  in  Zeiten
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von Krieg und Rassismus
Aus: „Was hat der Krieg eigentlich mit mir zu tun?“

Gastbeitrag von Resa Ludvin

Du wohnst in Berlin, München oder Köln und hast massive Probleme, eine
bezahlbare Bleibe zu finden? Da bist du nicht die*der Einzige und das ist
nichts Neues. Der angespannte Wohnungsmarkt trifft in besonderen Maße
Menschen  mit  geringem  Einkommen,  tatsächlichem  oder  vermeintlichen
Migrationshintergrund (ja, Name und Hautfarbe bestimmen wesentlich über
Zu- und Absage) und Alter. In all diesen Gruppen werden Flinta (das steht für
Frauen*Lesben*Inter*Non-Binary*Trans*Agender)  nochmal  extra
benachteiligt.

Jetzt ist Krieg und Tausende flüchten täglich aus der Ukraine nach Polen,
Rumänien oder Deutschland. Sie alle brauchen ein Dach über dem Kopf. Sie
brauchen  eine  menschenwürdige  Unterbringung  –  sprich  nicht  nur  ein
Feldbett in einer Turnhalle oder Sammelunterkunft, sondern einen sicheren,
bedarfsorientierten  Rückzugsort,  Internet,  eine  Ansprechperson  für
medizinische, aufenthaltsrechtliche Fragen und und und. Und je nachdem
wie lange der Krieg geht, braucht es nicht nur kurzfristige Lösungen. Private
Unterbringung, die es derzeit überall gibt, ist zwar eine ehrenwerte Geste
der Solidarität, bedeutet aber auch Verantwortung. Nicht allen scheint klar,
dass es keine „Wochenendgäste“ sind.  Zumindest  mehrere Wochen muss
man damit planen, das jetzt zur Verfügung gestellte Bett oder Zimmer zu
vergeben .  D ie  A l te rna t i ve  für  d ie  Menschen  he iß t  sons t
Geflüchtetenunterkunft oder Schlimmeres. Je länger der Krieg dauert und je
mehr  Menschen  aufgenommen  werden,  desto  schlechter  wird  auch  die
Unterbringung  sein.  Bereits  jetzt  machen  sich  das  die  „Spanner“  und
Menschenhändler_Innen zu Nutze, die an den großen Umsteigebahnhöfen
warten und angeblich Wohnraum anbieten. Verzweifelte Frauen und Mütter
gehen ihnen aufgrund nicht vorhandener Alternativen auf den Leim. Ihnen
droht Gewalt und Ausbeutung. Wieder einmal zeigt sich hier die besondere
Verbindung von Geschlecht und Krieg. Schon nach kurzer Zeit sind viele
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Wohngebiete  unbewohnbar  geworden,  Familienangehörige  gefallen.  Ein
längerer Aufenthalt der Menschen, ob gewollt oder ungewollt, wird daher
immer wahrscheinlicher. Dafür braucht es Wohnraum. Nur ist der, gerade in
Großstädten, angeblich knapp. Bezahlbar ist er auch nicht.

Teile und Herrsche

Rassismus auf dem Wohnungsmarkt ist allgegenwärtig. Der Nährboden ist
auch  ohne  Krieg  da,  weil  hier  unterschiedliche  diskriminierte  Gruppen
gegeneinander ausgespielt  werden.  Rassismus trifft  Klassismus,  am Ende
freuen sich die profitorientierten Vermieter_Innen. Und Geflüchtete befinden
sich sehr weit unten in der Nahrungskette. Nun besteht die Gefahr, dass
selbst diese noch in „die Guten“ und „die Schlechten“ auseinanderdividiert
werden. Weiße, europäische Geflüchtete stünden in dieser Hierarchie vor
jenen, die auch aus der Ukraine geflüchtet sind,  aber beispielsweise aus
Afrika stammen und sich zum Studieren im Land aufhielten. Dann folgen erst
die  Geflüchteten  aus  anderen  Ländern,  die  bereits  hier  in  Unterkünften
leben. In Berlin geht unter Helfer_Innenstrukturen das Gerücht herum, dass
diese zu Gunsten der ukrainischen Geflüchteten die Unterkünfte verlassen
müssten. Wenn das stimmt, hieße das für die Betroffenen eine dramatische
Verschlechterung  bis  hin  zur  Obdachlosigkeit.  Flucht  ist  allgegenwärtig.
Während es in Europa eine Solidarität mit der Ukraine gibt- weiß und nah
dran-  gibt  es  überall  auf  der  Welt  andere  Konflikte  und  unhaltbare
Lebenssituationen,  die  Menschen zum Flüchten zwingen.  Dabei  geht  das
Sterben im Mittelmeer weiter. Diese Menschen stehen ganz unten.

Immer da, wo es von dem einen zu viel und von dem anderen zu wenig gibt,
entstehen Konflikte. In diesem Fall Menschen, die Wohnraum suchen. Diese
Menschen  gegeneinander  auszuspielen,  beschleunigt  die  kapitalistische
Wirtschaft  und  unterdrückt  d ie  Vereinigung  dagegen.  Die
Ausgrenzungsmechanismen  heißen  Rassismus,  Sexismus  und  Klassismus.
Eine neue rassistische Welle, die sich gegen russischsprachige Menschen
richtet, hat bereits begonnen. Menschen werden auf der Straße oder am
Arbeitsplatz angefeindet. In Berlin gab es sogar einen Brandanschlag auf
eine  russisch-deutsche  Schule.  Je  länger  der  Krieg  dauert  und  je  mehr
Geflüchtete kommen, desto mehr wird sich dies ausbreiten. Erst wird es sich



gegenüber Geflüchteten aus anderen Regionen der Welt richten, die dann
unerwünscht sind. Letzten Endes besteht aber auch die Gefahr, dass er sich
gegen Ukrainer*innen  richten  wird.  Gegen „zu  viele“  die  kämen.  Gegen
andere politische, kulturelle oder religiöse Vorstellungen. Gegen Männer, die
angeblich  kämpfen  müssten.  Gerade  das  ist  ein  beliebtes  Narrativ  von
Rechten und Reaktionären, die im gleichen Atemzug stolz auf militärische
Wehrfähigkeit  und  Standhaft igkeit  sowie  auf  ihre  Vorväter
(höchstwahrscheinlich dann auch Nazis) sind, die das zerstörte Land „alleine
aufgebaut hätten“.

Die Krisen verstärken sich

Zurück zu Rassismus auf dem Wohnungsmarkt und die Auswirkungen des
Krieges: In einer Stadt wie Berlin gibt es viel Leerstand, da mit Wohnraum
spekuliert  oder er zweckentfremdet wird.  Der Kampf um ihn hat  bereits
begonnen. Der Marktmechanismus von Angebot und Nachfrage wird zum
angeblich „unausweichlichen“ Vorwand, um den Preis in die Höhe und den
Rassismus weiter voranzutreiben. Auch jetzt gibt es Hausverwaltungen, die
offen sagen „Hier nicht mit Kopftuch“ oder „schwarze Menschen wollen wir
hier  nicht“.  Obwohl  das  verboten  ist,  helfen  hier  weder  Anzeigen  noch
Gerichte.  Menschen  werden  aus  ihnen  Wohnungen  parallel  dazu
herausgeklagt,  zwangsgeräumt.  Das  trifft  nicht  nur  linke  Hausprojekte,
sondern auch viele Menschen, deren Häuser verkauft oder saniert wurden.
Wiederum sorgt das dafür, dass es Menschen mit geringerem Einkommen
noch schwieriger haben, etwas Neues in der Stadt zu finden. Sie werden an
den  Stadtrand  oder  darüber  hinaus  verdrängt.  Zur  Unterbringung  der
Menschen  aus  der  Ukraine  werden  gerade  vom  Staat  sowie  der
Privatwirtschaft ungewöhnliche Objekte wie Hotels in der Stadt aktiviert. Die
vertriebenen Mieter_Innen fragen sich dann zu Recht: „Und warum habt ihr
einen Scheiß für mich getan?“. Der Mechanismus des Rassismus‘ greift. Die
gebeutelte Arbeiter_Innenklasse wird dann von „bürgerlichen Helfer_Innen“
als  zu  wenig  solidarisch  und  allgemein  als  rassistisch  dargestellt.  Ein
gefundenes Fressen für rechte Strukturen. Vergessen wird dabei, dass die
deutsche Arbeiter_Innenklasse keine rein weiße Gruppe ist. In Berlin sind die
Kiezkämpfe um Wohnraum geprägt von der migrantischen Linken, die Hand



in Hand über rassistische Deutungsmuster hinausgehen. Wo Rassismus ist,
muss man ihn benennen und bekämpfen. Wir als Revolutionär*innen greifen
hier im Besonderen die materielle Grundlage an und versuchen die Kämpfe
der Menschen zu verbinden.

Die Besetzung in der Habersaathstraße in Berlin Ende 2021 hat gezeigt, nur
wer  kämpft  kann  auch  siegen,  anstatt  sich  jetzt  Seit‘  an  Seit‘  mit  der
Regierung zu stellen. Die im Bund rüstet auf und liefert Waffen, die lokale
Regierung -zumindest in Berlin- hat es die ersten zwei Wochen nicht mal
geschafft, Essen für die Ankömmlinge am Hauptbahnhof zu organisieren. In
dem Haus in Berlin Mitte konnten nun ehemalige Obdachlose einziehen. Das
ist  der  Spirit  der  Stunde.  Es  braucht  nicht  nur  langfristig  mehr
Wohnungsbau, sondern auch kurzfristig Enteignung und Besetzung, um die
vielen Menschen ohne Bleibe in der Stadt unterzubringen- unabhängig vom
Aufenthaltstitel, Hautfarbe, Name, Religion oder Geldbeutel. Wohnen ist ein
Grundrecht! Das geht nur wenn wir unsere Kämpfe und Kräfte verbinden.
Daher fordern wir:

Eine Einheitsfront der Linken gegen Krieg und Rassismus!
Enteignung  und  Nutzbarmachung  sämtlichen  leerstehenden
Wohnraums!
Entschädigungslose Enteignung der Wohnungskonzerne!
Staatlich  geregelte  Wohnungsvergabe  statt  spekulierender
Privatwirtschaft!
Bezahlbaren Wohnraum für alle!
Gegen Rassismus, immer und überall!
Lasst uns unsere Kämpfe verbinden und gemeinsam die soziale Frage
angehen!



Sonntag  13.  März:  Gegen  die
Aufrüstung!  Nein  zum  Krieg!
Weder Putin noch NATO!
Klassenkämpferischer und antiimperialistischer Block zur Großkundgebung
in Berlin für Frieden und Solidarität für die Menschen in der Ukraine

Sonntag, 13.3. 11.45 Uhr Alexanderplatz
Treffpunkt: vor dem Cubix-Kino
Beim Treffpunkt der Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften

Seit  zwei  Wochen  dauert  der  Angriff  der  russischen  Streitkräfte  auf
ukrainische Städte und Dörfer an. Über 1,5 Millionen Menschen sind bereits
geflohen. Putins reaktionärer Krieg muss sofort gestoppt und die Truppen
zurückgezogen  werden.  Geflüchtete  benötigen  ein  volles  Einreise-,
Aufenthalts-  und  Arbeitsrecht,  ohne  jegliche  rassistische  Segregation.

Der Krieg ist  kein Krieg zwischen Diktatur und Demokratie,  sondern ein
Ringen um kapitalistische Einflusssphären. Die EU und die NATO sind kein
Ausweg! Die Länder Osteuropas dienen auch für die deutsche Industrie als
Niedriglohnländer  und  Absatzmärkte,  während  der  Internationale
Währungsfond die Ukraine zu Sparmaßnahmen und Privatisierungen zwingt.
Es braucht die internationale Solidarität der Arbeiter:innenbewegung, um
sich  überall  gegen  die  kriegerische  Eskalation,  Ausbeutung  und
Unterdrückung  zu  wehren.

Wir stellen uns deshalb nicht nur gegen Putins Einmarsch, sondern auch
gegen jede Intervention der NATO. Wir lehnen entschieden den neuen Kurs
der deutschen Außenpolitik ab, der eine massive Aufrüstung der Bundeswehr
und stärkere deutsche Beteiligung an internationalen Konflikten und Kriegen
bedeutet.

Wir begrüßen, dass die Gewerkschaften zu Mobilisierungen gegen den Krieg
aufrufen – wir lehnen jedoch scharf ab, dass sie sich hinter die Sanktionen
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stellen,  die  letztlich  die  Lebensbedingungen  der  russischen  Bevölkerung
zerstören  und  zugleich  die  Gefahr  der  Eskalation  des  Kriegs  erhöhen.
Sanktionen sind kein friedliches Mittel, sondern nur eine andere Form der
Kriegsführung!

Als Gewerkschafter:innen und Linke sind wir ebenso der Meinung, dass wir
dem deutschen Militarismus nicht einmal den kleinen Finger geben dürfen:
Es  reicht  nicht  aus,  wie  es  der  DGB  tut,  die  Aufrüstung  „kritisch“  zu
beurteilen  –  wir  müssen  sie  auf  das  schärfste  ablehnen!  Nein  zum 100
Milliarden Euro Sonderhaushalt, nein zur Erhöhung der Militärausgaben auf
das NATO 2 Prozent Ziel!

Nichts Gutes kann für die Menschen in der Ukraine und für die Völker der
Welt kommen, wenn der deutsche Imperialismus aufrüstet. Deshalb brauchen
wir eine starke Kampagne gegen Krieg und Aufrüstung, die in den Betrieben,
Schulen  und  Unis  und  auf  der  Straße  eine  klassenkämpferische  und
antiimperialistische Antwort auf die Politik der Regierung und der Bosse
liefert.

Russische Truppen raus aus der Ukraine!
Schluss mit NATO-Kriegsvorbereitungen!
Keine Aufrüstung der Bundeswehr! Milliarden für die Pflege, Bildung
und Klima statt für Kriege!
Keine Waffenlieferungen oder Sanktionen von EU und USA!
Für die Aufnahme ALLER Geflüchteten!
Solidarität mit den Protesten in Russland gegen den Krieg!

Bisherige Unterzeichner:innen
Gruppe ArbeiterInnenmacht
MLPD Berlin
linksjugend [’solid] Nord-Berlin
REVOLUTION – kommunistische Jugendorganisation
Revolutionäre Internationalistische Organisation / Klasse Gegen Klasse
Revolutionär Sozialistische Organisation
Rot Feministische Jugend Berlin
SDS FU Berlin



Young Struggle Berlin

Wenn ihr auch unterschreiben wollt,  dann meldet euch bei Klasse Gegen
Klasse:
https://www.klassegegenklasse.org/sonntag-13-maerz-gegen-die-aufruestung-
nein-zum-krieg-weder-putin-noch-nato/

Abtreibung international
Leila Cheng (REVOLUTION und Gruppe ArbeiterInnenmacht, Deutschland)

Zurzeit  werden Abtreibungsrechte auf  der  ganzen Welt  von rechten und
fundamentalistischen  Bewegungen  und  Regierungen  angegriffen  und
zurückgenommen.  Nur  an  wenigen  Stellen  konnten  Frauen  und  linke
Bewegungen  Verbesserungen  erkämpfen.  Wir  haben  einige  Beispiele
gesammelt,  und  möchten  sie  mit  euch  teilen.

USA
Seit  Dezember  2021  hat  Mississippi  Abtreibungen  nach  der  15.  Woche
verboten  und  damit  ein  wichtiges  US-Grundsatzurteil  (was  Abtreibung
erlaubt)  infrage  gestellt.  Im  ganzen  US-Staat  gibt  es  noch  eine
Abtreibungsklinik. Nun beschäftigt sich der Oberste Bundesgerichtshof mit
dem neuen Gesetz. Seit 1973 gilt bundesweit das Urteil: Abtreibungen sind
erlaubt,  bis  der  Fötus  lebensfähig  ist,  also  zwischen  der  24.  und  28.
Schwangerschaftswoche. Das neue Urteil des Gerichtshofes soll im Juni 2022
verkündet  werden.  Sollte  das  Gesetz  tatsächlich  gekippt  werden,  wollen
einige Bundesstaaten Abtreibung ganz verbieten.

Rechte Antiabtreibungsbewegungen nehmen in den letzten Jahren in den
USA vor allem in den Staaten des mittleren Westens stark zu. Sie sind Teil
der rechten Mobilisierungen, die sich oft politisch nah bei Trump verorten
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und  predigen  konservative  Frauenbilder.  Oft  haben  die  sogenannten
Evangelikalen hierbei  ihre Finger im Spiel  (diese sind auch meist  in die
Politik dieser Bundesstaaten verstrickt).

Polen
In  Polen  starb  im  Januar  2022  eine  Schwangere  an  einer  Sepsis.  Die
Ärzt_Innen  in  3  Kliniken  trauten  sich  aufgrund  des  strengen
Abtreibungsgesetzes  nicht,  einen Abbruch vorzunehmen (denn sie  hätten
dafür ins Gefängnis kommen können). Solche Sepsen können sich entwickeln,
wenn ein schwerkrankes Kind im Mutterleib abstirbt und dann nicht bzw. zu
spät entfernt wird.

Vor  einem  Jahr  war  nach  einem  Urteil  des  Verfassungsgerichts  ein
verschärftes Abtreibungsrecht in Kraft getreten. Seitdem dürfen Frauen auch
dann  keinen  Abort  vornehmen  lassen,  wenn  es  sich  um  einen  schwer
fehlgebildeten oder nicht  überlebensfähigen Fötus handelt.  Das heißt,  es
müssen todkranke Kinder zur Welt gebracht werden auch gegen den Willen
von  Mutter  und  Ärzt_Innen.  Das  geht  nicht  nur  krass  gegen  das
Selbstbestimmungsrecht von Frauen über ihren eigenen Körper, sondern ist
für sie auch lebensgefährlich.

Es  gab  letztes  Jahr  eine  starke  Bewegung  u.  a.  von  vielen  Frauen,
Arbeiter_Innen gegen das neue Gesetz, die tausende auf die Straße bringen
und sogar Streiks anleiern konnte. Das Gesetz kam jedoch trotzdem durch.
Hier spielen vor allem die katholische Kirche mit  ihrer Verstrickung zur
Regierung eine Rolle sowie auch die neue rechte Bewegung in Polen mitsamt
der regierenden konservativen PiS-Partei.

Argentinien
In Argentinien sind Eingriffe sind bis zur 14. Woche erlaubt, kostenlos im
öffentlichen Gesundheitswesen, länger bei Vergewaltigungen oder Gefahr für
die Gesundheit der Mutter. 30 Jahre hat Argentiniens Frauenbewegung dafür
gekämpft. Eine ähnliche Initiative war noch 2018 am konservativen Senat
gescheitert.  2020  wurde  das  Gesetz  von  Präsident  Alberto  Fernandez



persönlich  eingebracht.  Seit  Dezember  2020  gilt  die  neu  erkämpfte
Regelung. In Argentinien gab es wirklich eine starke Frauenbewegung, die
dieses noch unzureichende, aber dennoch schon mal fortschrittliche Gesetz
durchboxen konnte,  indem Jahr für Jahr tausende Frauen auf die Straße
gingen.

Doch  weiterhin  kämpft  der  konservative  Norden  mit  Einfluss  der
evangelikalen  und  katholischen  Kirche  dagegen.

Deutschland
In Deutschland gibt es den Paragraf 219a, der oft als ein Werbeverbot für
Schwangerschaftsabbrüche dargestellt wird. Er verbietet Ärzt_Innen jegliche
Information darüber, ob sie Schwangerschaftsabbrüche vornehmen und wie.
Dieser  Paragraf  stammt  sogar  noch  aus  der  Nazizeit.  Weiterhin  sind
Abtreibungen in Deutschland eigentlich verboten, werden allerdings bis zu
12.  Woche gemäß aktuellem Abtreibungsgesetz  unter  u.  a.  Bedingungen
nicht unter Strafe gestellt. In Ausnahmefällen (wie schweren Fehlbildungen
des Kindes) können diese bis zur 24. Woche gelten. Außerdem sagt Paragraf
218: Wer eine Schwangerschaft abbricht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei
Jahren  oder  mit  Geldstrafe  bestraft.  Um nicht  kriminalisiert  zu  werden,
müssen die Abtreibenden zu einer Pflichtberatung. Die staatlich anerkannten
Beratungsstellen  werden  dazu  angehalten,  den  Schutz  des  ungeborenen
Lebens  in  den  Vordergrund  zu  rücken.  Also  sollen  sie  nicht  sachlich
informieren, sondern die Frauen vom Gegenteil überzeugen und unter Druck
setzen.

Jetzt will  die Ampelregierung zumindest den Paragrafen 219a abschaffen,
was  schon  mal  ein  großer  Fortschritt  ist.  Aber  warum schweigt  sie  zu
P a r a g r a f  2 0 1 8  u n d  d e r  d o r t i g e n  T a b u i s i e r u n g  v o n
Schwangerschaftsabbrüchen? Auch in Deutschland gibt es seit Jahren von
erzkonservativen  Katholiken  und  Rechten  den  sogenannten  Marsch  fürs
Leben. Dagegen gibt es auch immer wieder linke Gegenproteste.



Fazit
Was  können  wir  daraus  schließen?  Was  alle  Länder  vereint,  ist  das
Abtreibungsrechte  immer  wieder  von  rechten  und  konservativen
Regierungen,  Parteien  oder  der  Kirche  angegriffen  oder  zumindest
stigmatisiert werden. Überall versucht man abtreibenden Frauen Steine in
den Weg zu legen, je nach Land mal mehr und mal weniger. Gerade jetzt in
Zeiten der Krise des Kapitalismus nutzen die erstarkenden Rechten Ängste
um  sich  zu  mobilisieren.  Aufgrund  dieser  massiven  Angriffe  auf
Abtreibungsrechte, die gerade auf der ganzen Welt stattfinden, haben wir
einige Forderungen aufgestellt, die es zu erkämpfen gilt.

Weitere Forderungen (siehe dazu auch den Artikel  zur Ampelkoalition in
dieser Ausgabe):

Vollständige Übernahme aller Kosten für Verhütungsmittel durch den
Staat bzw. die Krankenversicherung!
Ausbau  von  Kitas  und  Kinder-/Jugendbetreuungsangeboten,  um
Eltern zu entlasten!
Für  viel  mehr  finanzielle  und gesellschaftliche Unterstützung von
insbesondere (jungen) Frauen und Alleinerziehenden und dafür, dass
minderjährige Frauen mit einer Schwangerschaft nicht alle Chancen
auf eine gute Zukunft verlieren!
Langfristig daher: Für die Kollektivierung der Kindererziehung in der
Gesellschaft!
Schluss  mit  der  internationalen Stigmatisierung von abtreibenden
Frauen! Für die Aufhebung aller Verbote! Das Leben einer Frau muss
immer über dem eines ungeborenen Fötus stehen!



Ampelkoalition und Abtreibung:
Grünes  Licht  für  die
Selbstbestimmung?
Emilia Sommer (REVOLUTION, Deutschland)

Im Koalitionsvertrag der Ampel (SPD, FDP und Grüne) werden allerhand
Verbesserungen zu Schwangerschaftsabbrüchen versprochen,  die  auf  den
ersten  Blick  gar  nicht  mal  so  schlecht  klingen.  So  wirbt  sie  mit  der
Streichung des Paragrafen 219a StGB, welcher das öffentliche Bereitstellen
von  Infos  zu  diesen  durch  Ärzt_Innen  bisher  kriminalisiert  hatte
(Werbeverbot) , einem Ausbau der Beratungsstellen sowie der Integration
von Schwangerschaftsabbrüchen in die medizinische Aus- und Weiterbildung.
Was  davon in  der  Realität  umgesetzt  wird,  bleibt  abzuwarten.  Feststeht
jedoch, dass all dies noch lange nicht ausreichend ist.

Aktuell  ist  die  Lage  für  Frauen,  die  einen  Schwangerschaftsabbruch
vornehmen  möchten,  im  als  Paradebeispiel  für  legale  Abtreibungen
geltenden Deutschland prekär. Durch den Paragrafen 218 ist ein Abbruch
illegal und bleibt nur dann straffrei,  wenn 1.) die Schwangere den Abort
verlangt und dem/r Arzt/Ärztin durch eine Bescheinigung nach § 219 Abs. 2
Satz 2 nachgewiesen hat, dass sie sich mindestens drei Tage vor dem Eingriff
hat  beraten  lassen,  2).  der  Schwangerschaftsabbruch  von  einem/r
MedizinerIn vorgenommen wird (der/die nicht die Beratung durchführt) und
3.)  seit  der  Empfängnis  nicht  mehr  als  zwölf  Wochen  vergangen  sind.
Beratungsstellen bilden hierbei eine große Hürde: In vielen Fällen sind sie
nicht  flächendeckend  ausgebaut  und  bieten  vor  allem  keine  objektive
Aufklärung.  Zudem sind  kirchliche  Träger  nicht  dazu  verpflichtet,  einen
Beratungsschein auch tatsächlich auszuhändigen. Erschwerend kommt der
aktuell  noch  geltende  Paragraf  219a  hinzu,  welcher  das  „Werben“  für
Schwangerschaftsabbrüche  untersagt  und  es  Betroffenen  somit  extrem
schwer  macht,  Kliniken  für  Abbrüche  zu  finden.
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Doch  woher  kommen  diese  Paragrafen
eigentlich und wie kann es sein, dass erst die
aktuelle  Koalition  diese,  wenn  auch  nur  in
Teilen, reformiert?
Paragraf 218 wurde im Jahre 1871 in das Strafgesetzbuch aufgenommen und
war  Ergebnis  von  bereits  seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  geführten
Diskussionen. Neben der Frage nach Rechten des (ungeborenen) Kindes bzw.
der  Frau  spielten  immer  auch  bevölkerungspolitische  Interessen  eine
entscheidende  Rolle.  Das  ungeborene  Kind  wurde  als  Vorstufe  eines
Menschen gewertet  und dem Staat  eine  Berechtigung zu  dessen Schutz
er te i l t .  Paragra f  219a  wurde  im  März  1933  aufgrund  des
Ermächtigungsgesetzes  ohne  parlamentarische  Beratung  eingeführt  als
Resultat  einer  langen  rechtspolitischen  Debatte  seit  dem  deutschen
Kaiserreich. Er sollte angeblich Frauen vor einer Kommerzialisierung ihrer
Not l age  schü tzen  und  dem  Ents tehen  e ines  Mark tes  fü r
Schwangerschaftsabbrüche  entgegentreten.  Tatsächlich  haben  aber  beide
Paragrafen zum Ziel, das Selbstbestimmungsrecht von weiblichen Körpern
stark  einzuschränken.  Dies  nutzt  in  erster  Linie  der  herrschenden  und
besitzenden Klasse, denn die bürgerliche Familie, also Mutter-Vater-Kind mit
Fokus  auf  Monogamie  und  geschlechtlicher  Arbeitsteilung,  dient  der
sicheren Vererbung von Eigentum. Aber auch auf die Arbeiter_Innenklasse
wirkt sich dies aus. Zwar hat das Proletariat in der Regel nicht sonderlich
viel zu vererben, dennoch haben Kapitalist_Innen ein großes Interesse daran,
dass es weiterhin Arbeitskräfte gibt, die sie ausbeuten können.

Aber wir können nicht davon sprechen, dass die bürgerlichen Staaten eine
demographische  Strategie  der  Bevölkerungszunahme  um  jeden  Preis
verfolgen. So hat z. B. die UNO im Interesse der imperialistischen Staaten
eine  Geburtenkontrollkampagne  in  Ländern  der  sog.  3.  Welt  verfolgt
(S ter i l i sa t ion  von  Frauen) ,  a l so  ganz  das  Gegente i l .  D ie
Bevölkerungszunahme in Europa zur Zeit des frühen Industriekapitalismus
ist mehr auf die Aufhebung der Bindung der Eheschließung an eine eigene
Wirtschaft  in  Dorf  und  Stadt  zurückzuführen  als  auf  ein  geltendes



Abtreibungsverbot.  Sie schuf erst das Eherecht auch für Besitzlose, v.  a.
Proletarier_Innen. Außerdem sorgt die Kapitalakkumulation durch Ersatz von
Arbeitskräften durch Maschinen für eine Reservearmee von Arbeitslosen und
ruiniert den Kleinbesitz. Auch damit schafft sie ein zusätzliches Lohnangebot.
Die Arbeitsmigration ist eine Folge davon. Schließlich geht es dem Kapital
auch  um  die  Mobilisierung  zusätzlicher  Lohnarbeit  durch  weibliche
Arbeitskräfte, insbes. hoch qualifizierter. Das steht im Widerspruch zur Rolle
der  proletarischen  Frau  „nur“  als  Hausfrau  mit  zahlreicher
Nachkommenschaft  am Rockzipfel.  Das  Koalitionspapier  bewegt  sich  mit
seinen Reförmchen innerhalb dieses Widerspruchs. Zu guter Letzt führte die
von der Arbeiter_Innenbewegung erkämpfte gesetzliche Rentenversicherung
dazu, dass auch innerhalb der proletarischen Familie das Interesse an vielen
Nachkommen  zwecks  Altersversorgung  der  „Nachproduktiven“
nebensächlich  geworden  ist.

Also bestehen Verbote wie das der Abtreibung vor allem deshalb, um die auf
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung basierende Unterdrückung der Frau
in  der  Familie  durch  eine  repressive  Sexualmoral,  Geschlechternormen,
Einschränkungen  der  Kontrolle  über  den  eigenen  Körper,  Fixierung  der
weiblichen Sexualität auf das Gebären von Kindern usw. aufrechtzuerhalten.
Reproduktionsarbeit  ist  fürs  Kapital  v.  a.  Privatsache  und  soll  es  auch
bleiben. Kurz gesagt, um die repressive, frauenfeindliche Struktur auch in
der  Arbeiter_Innenklasse  zu  reproduzieren.  Die  vorurteilsbehaftete
Unterteilung  der  Klasse  in  Geschlecht,  Nationalität,  Religion  etc.  hilft
hierbei, sie zu spalten und die verschiedenen Kämpfe damit zu schwächen.

Es gibt einen weiteren Klassenunterschied in der Abtreibungsfrage: Während
es sich Frauen der herrschenden Klasse leisten können, den Eingriff auch in
anderen Ländern durchführen zu lassen, beispielsweise nach Überschreitung
der 12-Wochen-Frist, müssen die Arbeiter_Innen diesen in der Illegalität über
sich ergehen lassen. Auch legal erfolgende Abbrüche erfordern aufgrund des
Mangels  an  Kliniken  und  Praxen  oft  einen  weiten  Anreiseweg,  welcher
sowohl logistischen Aufwand bedeutet als auch eine finanzielle Belastung
darstellt.  Daher  galt  der  Paragraf  218  schon  kurze  Zeit  nach  seiner
Einführung als „Klassenparagraf“, da vor allem Proletarierinnen vom Verbot



der  Abtreibung  betroffen  waren.  Besonders  hart  trifft  die  repressive
Abtreibungsgesetzgebung auch Jugendliche, da diese nicht nur ökonomisch
und sozial abhängig, sondern auch noch rechtlich benachteiligt sind.

Warum diese Problematik erst mit der neuen Ampelkoalition angegangen
wird, lässt sich am ehesten mit der WählerInnenschaft der beiden Parteien
FDP  und  Grüne  beantworten.  Beide  haben  einen  starken  Zuspruch  im
akademischen  Milieu.  Diese  Frauen  gilt  es,  weiterhin  stärker  in  den
Produktionsprozess einzubinden und ein Rollback zurück in die 1950er Jahre
zu verhindern. Dies könnte schließlich wichtige WählerInnenstimmen kosten.

Und wie wirkt sich die aktuelle Situation für
Schwangerschaftsabbrüche  in  Deutschland
aus?
Im Jahre 2020 fanden in Deutschland 99. 948 statt, 96,2 % davon mit der
Beratungsregelung, d. h. nicht durch medizinische (gefährdete Gesundheit
der austragenden Person) oder kriminologische Indikation (Schwangerschaft
beruht  medizinisch feststellbar  auf  einem Sexualdelikt).  Es  ist  nicht  klar
herauszufinden,  wie  viele  Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen  es
aktuell in Deutschland gibt, allerdings ist von ca. 1.600 auszugehen. Dabei
beschäftigen sich diese nicht ausschließlich mit der Konfliktberatung. Sie
bildet nur einen Teilbereich von Verbänden wie Pro Familia. Ebenso ist ein
beachtlicher Anteil konfessionsgebunden. Ähnlich verhält es sich mit Kliniken
und Ärzt_Innen, welche Abtreibungen durchführen. In der offiziellen Liste
der Bundesärztekammer sind aktuell 360 Praxen und Kliniken zu finden. Die
Aufnahme in diese Liste ist freiwillig und man kann davon ausgehen, dass
viele dies bewusst nicht tun, da noch immer eine ernstzunehmende Gefahr
von  Abtreibungsgegner_Innen  ausgeht.  Im  Medizinstudium  wird  das
Verfahren eines Schwangerschaftsabbruchs kaum bis gar nicht behandelt.
Studierende müssen sich nötiges Wissen durch zusätzliche Seminare und
Workshops selbst erarbeiten.

Schauen  wir  uns  die  Zahlen  nun  an,  so  fällt  sehr  schnell  ein  massiver
Notstand auf. Zu wenige Beratungsstellen und Abbruchsmöglichkeiten sowie



mangelnde  Informationen  erschweren  Betroffenen  die  ohnehin
nervenzerrende Prozedur noch weiter. Hinzu kommt, dass bislang die Kosten
von  selbstbestimmten  Abbrüchen  nur  in  selten  Fällen  teils  oder  ganz
übernommen werden.

Zwar verspricht die Ampel wichtige Verbesserungen wie zum Beispiel einen
flächendeckenden Ausbau von Beratungsstellen und Kliniken, dass Abbrüche
Teil  von  ärztlicher  Fort-  und  Weiterbildung  werden  sollen  und  diese
kostenfrei möglich sein müssen, sie verrät jedoch nicht, wann und in welcher
Form  das  passiert.  Dies  soll  sich  wohl  in  einer  „Kommission  zur
reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedizin“ entscheiden,
welche bislang allerdings keine konkreteren Formalien hat. Der Paragraf 219
a  soll  zwar  abgeschafft  werden,  von  Paragraf  218  jedoch,  welcher
Abtreibungen  eigentlich  kriminalisiert,  ist  keine  Rede.

Der  Kampf  für  das  Selbstbest immungsrecht  und  gegen  das
Abtreibungsverbot ist also noch lange nicht gewonnen. Gerade jetzt ist es
umso  wichtiger,  dass  wir  als  Arbeiter_Innen  und  Schüler_Innen  selbst
Strukturen  schaffen,  die  über  die  Zusammenhänge  zwischen
Abtreibungsverboten und dem kapitalistischen System aufklären und dafür
kämpfen, dass auch für Arbeiter_Innen und ärmere Menschen Verhütung und
Schwangerschaftsabbruch  auf  Verlangen  kostenlos  und  ohne
Zwangsberatung zugänglich sind. Dafür ist es wichtig, durch den Aufbau von
basisoppositionellen Strukturen innerhalb der Gewerkschaften Druck auf die
Gewerkschaftsbürokratie aufzubauen. Wir müssen uns auch innerhalb der
Schule oder Uni  organisieren und gemeinsam auf  die  Straße gehen,  um
g e g e n  d e n  K a p i t a l i s m u s  u n d  d i e  d a r a u f  f u ß e n d e n
Unterdrückungsmechanismen  zu  protestieren.

Daher fordern wir:

Hände weg von unseren Körpern! Raus mit der Kirche und anderen
Religionen  aus  Gesundheitssystem  und  Gesetzgebung!  Für
Abschaffung aller Abtreibungsparagrafen sowie der Beratungspflicht
ohne Altersbegrenzung!
Für  den  f lächendeckenden  Ausbau  an  Beratungs-  und



Behandlungsstellen!  Vollständige  Übernahme der  Kosten  für  eine
Abtreibung,  egal  in  welchem  Monat,  und  aller  Kosten  für
Verhütungsmittel  durch  den  Staat!
Für die Abschaffung von Fristen, bis zu denen abgetrieben werden
darf! Für die ärztliche Entscheidungsfreiheit, lebensfähige Kinder zu
entbinden!

Wie  kommt  die
Refugeebewegung  aus  der
Defensive?
Dilara Lorin (REVOLUTION, Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

August 2021: Die Aktivistin Napuli Langa sitzt seit zwei Tagen auf einem
Ahornbaum  auf  dem  Kreuzberger  Oranienplatz.  Auf  den  Plakaten  sind
Slogans zu lesen wie „Rechte für Geflüchtete sind Menschenrechte“ und
„Luftbrücke für afghanische Geflüchtete“. Sie protestiert für deren Rechte.
Ebenso will sie mit ihrer Besetzung an die vergangenen Proteste erinnern.
Schließlich  ist  sie  sowas wie  ein  Urgestein  der  Bewegung.  Doch die  30
Unterstützer_Innen,  die  sich  am  Fuße  des  Baumes  versammeln,  wirken
gleichzeitig  wie  ein  schwaches  Echo  der  Vergangenheit  und  werfen
ungewollt  die  Frage  auf:  Was  ist  passiert?

Keine Verbesserung der Lage
Ende  2020  waren  laut  „Global  Trends  Report“  des  UNHCR  (UNO-
Hochkommissariat für Flüchtlinge) 82,4 Millionen Menschen auf der Flucht.
Die Zahl steigt jedoch kontinuierlich an und es ist keine Besserung in Sicht.
So ist im November veröffentlichten „Mid-Year-Trends 2021“ von mehr als 84
Million die Rede.  Von diesen sind rund 50 % Frauen und Mädchen.  Sie
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verlassen die Heimat oft  mit  einer doppelten Bürde auf ihren Schultern.
Denn  es  sind  mehrheitlich  Frauen,  die  mit  Kindern  und  älteren
Familienmitgliedern  fliehen  und  auf  den  Fluchtrouten  mehr  Gewalt  und
sexuellem  Missbrauch  ausgesetzt  sind.  Angekommen  in  Lagern  oder
Notunterkünften  sieht  es  nicht  besser  aus.

All  das  sind  keine  Neuigkeiten.  Dennoch  scheint  die  Situation  an  den
Außengrenzen der Europäischen Union fast vergessen und in den Medien
nicht präsent zu sein. Ausgenommen, es finden größere Katastrophen statt
wie der Brand in Moria 2020. Die traurige Realität ist,  dass es nicht im
Interesse der herrschenden Klasse liegt, diese Menschen vor den Gefahren
auf den Fluchtrouten zu schützen. Dafür sprechen die Deals der EU mit der
Türkei oder Libyen, die versuchen, die Flüchtenden an deren Außengrenzen
aufzuhalten und sie in den Lagern der Länder verrecken zu lassen.

Die Linke in Europa hat es nicht geschafft, in den letzten 10 Jahren eine
Perspektive  für  diese  Menschen  zu  entwerfen  und  gemeinsam
Verbesserungen zu erkämpfen. Das heißt nicht, dass es immer so bleiben
muss. Doch bevor wir uns der Frage widmen, wie wir die Situation ändern
können, müssen wir einen kurzen Blick auf die Vergangenheit werfen.

Kurzer  Rückblick  auf  die  antirassistische
Bewegung in Deutschland
Der Suizid eines Flüchtenden 2012 in Würzburg brachte viel ins Rollen wie
den  Marsch  der  Geflüchteten  nach  Würzburg.  Es  folgten  zahlreiche
Hungerstreiks  wie  der  von  95  Betroffenen  in  München  2013  und
Besetzungen  wie  die  des  DGB-Hauses  Berlin-Brandenburg  2014.  Am
bekanntesten ist wohl heute noch das Camp auf dem Berliner Oranienplatz,
welches vom 6. Oktober 2012 bis 8. April 2014 existierte. Im Zuge dessen
entwickelten  sich  viele  Supporter_Innenstrukturen.  Doch  deren  lokale
Isolation erschwerte eine dauerhafte Arbeit.  Es folgten zahlreiche Antifa-
Vollversammlungen, Krisenmeetings und letzten Endes bildeten sich nach
zwei Jahren bundesweit verschiedene Bündnisse: „Jugend gegen Rassismus“,
„Aufstehen  gegen  Rassismus“,  „Nationalismus  ist  keine  Alternative“,



„Welcome2Stay“ und „Fluchtursachen bekämpfen“. Dies erfolgte zwischen
Ende  2014  und  Anfang  2015  als  Mittel  gegen  das  Aufkommen  der
wöchentlichen  Pegida-Proteste  (Patriotische  Europäer  gegen  die
Islamisierung des Abendlandes). Doch der verhinderbare Aufstieg der AfD
ging weiter. Antirassistische Proteste wurden kleiner, kratzten nicht mal an
der Zahl von 10.000 Teilnehmer_Innen. Besetzungen wurden geräumt und
die Zahl der Angriffe auf Geflüchtete stieg weiter. Bei den Wahlen hatten
SPD  und  DIE  LINKE  fast  überall  Stimmen  verloren.  Es  wurden  stetig
verschärfte Asylgesetze verabschiedet.

An Aktionen mangelte es nicht. Doch die Strategie der Bewegung hat nicht
dazu  geführt,  den  Rechtsruck  in  Deutschland  zu  stoppen  oder  auf
europäischer Ebene einen koordinierten Protest zusammen mit Geflüchteten
zu  initiieren.  Vielmehr  mündete  die  Bewegung  in  einer  Niederlage.  Es
bleiben vereinzelte Seenotretter_Innen, die wagemutig und auf eigene Faust
Menschenleben retten, und NGOs, die vor Ort an den Grenzen versuchen,
das Leid ein bisschen zu lindern, ab und zu große Aktionen, wenn es brennt,
wie in Moria. Sie zeigen, dass Potenzial für eine antirassistische Bewegung
existiert und bleiben doch ein Zeichen der Schwäche, da sie so schnell wie
sie spontan entflammen, auch wieder verschwinden.

Wie kann sich das ändern?
So muss es nicht bleiben – die wohl einzige, tröstliche Erkenntnis. Doch dazu
muss man auch aus den Fehlern der Vergangenheit lernen:

1. Raus aus der Defensive!
Es reicht nicht, nur immer wieder Angriffe abzuwehren. Wenn ein Protest
Erfolg haben und nachhaltig die Situation von Geflüchteten verbessern soll,
dann müssen auch konkrete Verbesserungen erkämpft werden. Das heißt
konkret, dass wir nicht nur dafür kämpfen müssen, dass Seenotrettung kein
Verbrechen ist und wir gegen Abschiebungen eintreten, sondern auch für
offene Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für  alle,  damit  Geflüchtete
nicht  ewig  in  Lagern  leiden  müssen  oder  als  Menschen  zweiter  Klasse
behandelt  werden.  Dabei  muss  anerkannt  werden,  dass  es  keine
gesellschaftliche  Polarisierung  bezüglich  der  Antirassismusfrage  gibt,



sondern  einen  deutlichen  Rechtsruck.

2. Keine Zugeständnisse, Schluss mit dem Opportunismus!

Schluss  mit  dem  Opportunismus  der  Gewerkschaften!  Es  ist  eines  der
Schlüsselelemente von Solidarität, dass der DGB Geflüchtete als Mitglieder
aufnimmt und nicht wie in der Vergangenheit vor Angst, dass eine klare
antirassistische  Positionierung  Mitglieder  kosten  kann,  davor  kneift.  Das
führt dazu, dass Unterdrückte gegeneinander ausgespielt werden und hängt
mit  der  Ideologie  der  „Standortsicherung“  zusammen.  Dabei  sorgt  die
Aufnahme  von  Geflüchteten  in  die  Gewerkschaften  dafür,  dass  diese  in
Kämpfe vor Ort eingebunden werden können – auch wenn sie nicht arbeiten
dürfen.  Der  Angst,  dass  noch  mehr  Mitglieder  abzuspringen,  muss  man
entgegenhalten, dass die aktive Organisierung von Kämpfen um die soziale
Frage  dem  Abhilfe  schaffen  kann.  Dafür  müssen  der  DGB  und  seine
Einzelgewerkschaften  Forderungen  aufstellen  wie  nach  bezahlbarem
Wohnraum oder Mindestlohn für alle. Allerdings darf man auch nicht der
Illusion verfallen, dass es nur ausreicht, die „sozialen Fragen“ zu betonen.
Diese  Forderungen  müssen  konsequent  mit  Antirassismus  verbunden
werden, denn nur in praktischen Kämpfen kann man den sich etablierenden
Rassismus  anfangen  zu  beseitigen.  Sonst  vergisst  man,  dass  Rassismus
spaltet, kann ihn also schlechter bekämpfen.

3. Schluss mit „Jeder kämpft für sich allein“!

Wenn wir effektiv antirassistischen Widerstand aufbauen wollen, dann dürfen
wir  uns  nicht  spalten  lassen.  Weder  von  zunehmendem Rassismus  noch
Sektierertum  der  Linken  oder  der  fadenscheinigen  Überzeugung,  dass
Geflüchtete, Jugendliche, Parteien und Autonome jeweils ihr eigenes kleines
Bündnissüppchen kochen sollen. Wir brauchen zwischen allen von ihnen und
den größeren Organisationen der Arbeiter_Innenklasse zusammen mit denen
der Geflüchteten eine Einheit in der Aktion. Dabei reichen nicht nur einzelne,
große Mobilisierungen aus. Diese Events gab es bereits in der Vergangenheit
und haben wenig gebracht. Deswegen ist es zentral, im Zuge der Proteste
Verankerung vor Ort an Schulen, Unis und in Betrieben aufzubauen. Dies
kann  durch  Aktionskomitees  entstehen,  die  mobilisieren,  indem  sie



beispielsweise  Rassismus  thematisieren  und  über  Forderungen  der
Bewegung  mitentscheiden.

4. Aktuelle Kämpfe verbinden!

Die antirassistische Bewegung hierzulande ist also derzeit geschwächt, fast
gar nicht mehr existent. Deswegen dürfen wir nicht einfach auf die nächste
Katastrophe warten, sondern müssen in den vorhandenen Kämpfen wie der
Umweltbewegung  oder  dem  um  Wohnraum  (Deutsche  Wohnen  &  Co.
enteignen)  für  klare,  antirassistische  Positionen  auftreten.  So  ist  die
Umweltzerstörung einer der häufigsten Fluchtursachen. Bei der Enteignung
von  Wohnraum  ist  es  zentral ,  auch  für  die  Abschaffung  von
Geflüchtetenunterkünften einzustehen und für die dezentrale Unterbringung
in eigenen Wohnungen. Wichtig ist v. a. die Forderung nach offenen Grenzen.
Dabei ist es wichtig, dass solche Forderungen, falls angenommen, nicht nur
Lippenbekenntnisse  bleiben,  sondern  auch  praktische  Mobilisierungen
darum  erfolgen.

5. Der Kampf ist international!

Mit  Deals  zwischen  unterschiedlichen  Ländern  oder  gemeinsamen
„Initiativen“ wie Frontex versuchen vor allem imperialistische Länder, sich
die Probleme der Geflüchteten vom Leib zu halten. Um Festungen wie die
Europas  erfolgreich  einzureißen,  bedarf  es  mehr  als  einer  Bewegung in
einem  Land.  Deswegen  müssen  wir  das  Ziel  verfolgen,  gemeinsame
Forderungen und Aktionen über die nationalen Grenzen hinaus aufzustellen.
Nicht nur um mehr Druck aufzubauen, sondern auch aus dem Verständnis
heraus, dass Flucht ein Problem ist, welches erst durch die Ausbeutung der
halbkolonialen durch die imperialistischen Länder so virulent wird.



Altersarmut in Deutschland
Helga Müller (Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

Der  Armutsbericht  2021  des  Paritätischen  Wohlfahrtsverbandes  macht
deutlich,  dass  die  Pandemie  die  Armutsquote  in  Deutschland  nach  oben
getrieben hat: Insgesamt 16,1 % oder 13,4 Millionen Menschen waren 2020
von Armut betroffen. Seit 2006 – mit einer Quote von 14 % – ist ein stetiger
Aufwärtstrend in Deutschland auszumachen. Und das in einer der reichsten
Industrienationen der Welt. Die soziale Ungleichheit vertieft sich auch hier:
10  %  der  Reichsten  in  Deutschland  verfügen  über  67  %  des
N e t t o g e s a m t v e r m ö g e n s .
(https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-ung
erechtigkeit-waechst-100.html).  Sozialwissenschaftler:innen  sprechen  von
einer relativen Armut in Deutschland, die nach EU-Standard so definiert ist:
Als  Arm  gelten  Menschen,  die  über  weniger  als  60  %  des  mittleren
E i n k o m m e n s  v e r f ü g e n .  ( n a c h :
https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-unge
rechtigkeit-waechst-100.html)

Nach Meinung des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes wäre die Armutsquote
während der Pandemie noch schneller in die Höhe geschossen, hätte die
Große Koalition nicht Maßnahmen wie die Verlängerung und Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes oder des Arbeitslosengeldes I ergriffen.

Unter  Erwerbstätigen  –  vor  allem  bei  den  Selbstständigen  –  hat  die
Einkommensarmut auf derzeit 53 % zugenommen. Wie in den letzten Jahren
tragen auch 2021 vor allem Alleinerziehende und kinderreiche Paarhaushalte
das höchste Armutsrisiko. Unter den Armen sind besonders Rentner:innen
und Pensionär:innen mit 17,6 % überproportional betroffen. Bis zum Jahr
2013  spielte  Altersarmut  dagegen  statistisch  gesehen  nur  eine
untergeordnete  Rolle.

Wenn man Armut nach Geschlechtern auswertet, dann wird deutlich, dass
vor allem unter Frauen (16,9 %) eine höhere als unter Männern (15,3 %)
herrscht, besonders bei den Älteren ab 65 Jahren. Dies ist gegenüber 2019
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nochmal  eine  Steigerung  um  1  Prozentpunkt.  Selbst  der  Armutsbericht
kommt zu dem Ergebnis „Die Altersarmut ist damit überwiegend weiblich.“
(alle Zahlen nach: Armutsbericht 2021)

Die Gründe dafür, dass vor allem Frauen von (Alters-)Armut betroffen sind,
sind vielfältig,  aber  auch Politiker:innen der  Ampelkoalition bekannt  und
haben  sich  seit  Jahrzehnten  nicht  verändert.  Die  Vorhaben  im
Koalitionspapier  werden  zur  Linderung  nicht  viel  beitragen,  sofern  sie
überhaupt  umgesetzt  werden.  Alle  sozialen  Maßnahmen  stehen  ja
bekanntlich unter dem Vorbehalt der Wiedereinführung der Schuldenbremse
und keinerlei zusätzlichem Einkommen durch Steuererhöhungen – vor allem
für die Superreichen und großen Konzerne, die auch während der Pandemie
einen  guten  Schnitt  gemacht  haben.  Hier  konnte  sich  die  FDP  voll
durchsetzen:

Alleinerziehende – dies sind nach wir vor vor allem Frauen – stehen
oft gar nicht in Lohnarbeit und sind auf Hartz IV angewiesen, dessen
Regelsatz zu einem existenzsichernden Leben nicht ausreicht. Wenn
sie  arbeiten,  müssen  sie  aufgrund  der  nicht  ausreichenden
Betreuungsmöglichkeiten oft genug auf Teilzeitjobs oder gar Mini-
oder Midijobs zurückgreifen. Mitte 2020 übten 4,1 Millionen Frauen
u n d  2 , 9  M i l l i o n e n  M ä n n e r  e i n e n  M i n i j o b  a u s .
(https://www.aerztezeitung.de/Panorama/Jede-vierte-Frau-arbeitet-im
-Niedriglohnsektor-417694.html). Die Umbenennung von Hartz IV in
Bürgergeld  im  Koalitionsvertrag,  ohne  kräftige  Erhöhung  des
Regelsatzes  und  Abschaffung  der  Sanktionen  ist  –  wie  der
Hauptgeschäftsführer  des  Paritätischen  in  seinem Statement  zum
Armutsbericht  sagt  –  nur  eine Mogelpackung.  Zu den Mini-  oder
Midijobs steht im Koalitionspapier lediglich, dass verhindert werden
soll,  dass  reguläre  Arbeitsverhältnisse  in  solche  umgewandelt
werden.  Aber  wie  das  konkret  geschehen  soll,  bleibt  unerwähnt.

Frauen verdienen nach wie vor deutlich weniger als Männer. Der
Gender Pay Gap liegt  2020 lt.  Statistischem Bundesamt noch bei
1 8  %
(https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-A



rbeit/Dimension-1/gender-pay-gap.html).  Auch  daran  wird  die
Ampelkoalition  nichts  ändern.  Das  Einzige,  was  dazu  im
Koalitionspapier steht, ist, dass das Entgelttransparenzgesetz – das
nur einen Auskunftsanspruch gegenüber dem/r Arbeit„geber“In zu
den  Gehaltskriterien  einer  Tätigkeit  beinhaltet  –  weiterentwickelt
und die Durchsetzung gestärkt werden soll.

Wenn Frauen auf Teilzeit angewiesen sind, ist dies oft unfreiwillig
und reicht nicht für ein selbstständiges, existenzsicherndes Leben.
Vor allem aber wirkt sich dies negativ auf die Altersrente aus. Im
Koalitionsvertrag  wird  hierzu  nur  Bezug  auf  Mini-  und  Midijobs
genommen, die nicht zur Teilzeitfalle für Frauen werden sollen. Wie,
bleibt auch hier offen.

Mehr Frauen als Männer arbeiten im Niedriglohnsektor: Ende 2019
rund 25,8 %. Bei Männern hingegen liegt der Niedriglohnanteil nur
bei 15,5 % (Zahlen nach: Bundesagentur für Arbeit, in: Ärztezeitung
vom 7.3.2021, s.o.). Viele von ihnen sind entweder auf einen Zweitjob
angewiesen oder gehören zu den sogenannten Aufstocker:innen. Die
im Koalitionspapier angekündigte Anhebung des Mindestlohns auf 12
Euro, die am 1. Oktober kommen soll, ist sicherlich ein Schritt in die
richtige Richtung. Sie wird aber nicht ausreichen, um Frauen aus
dieser Armutsfalle herauszuholen.

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung – vor allem Frauen arbeiten
in  sogenannten  sozialen  Berufen  wie  Pflege,  Erziehung  u.  ä.  –
spiegelt  sich  auch  in  einem  geringerem  Gehalt  wider.  Auch  die
aktuellen Tarifabschlüsse dienen nicht dazu, dort eine angemessene
Bezahlung  zu  ermöglichen.  Außer  allgemeinen  Floskeln,  dass  die
Löhne für Pflegekräfte verbessert werden sowie die Zuschläge und
Prämien (bis 3.000 Euro) steuerfrei sein sollen, steht dazu nichts im
Koalitionsvertrag.

Unterbrechung  der  Arbeit  aufgrund  der  Versorgung  von  Kindern
oder  zu  pflegenden Angehörigen,  was  in  den meisten Fällen  von
Frauen geleistet wird – oft schon allein deswegen, weil sie in der
Regel  weniger  verdienen  als  ihre  Männer  –,  bedeutet  weniger



Rentenanspruch. Im Koalitionsvertrag steht dazu, dass haushaltsnahe
Dienstleistungen  gefördert  werden  sollen  und  Brückenteilzeit  in
Zukunft mehr in Anspruch genommen werden kann. Das ist sicherlich
etwas,  dass  dazu  beitragen  kann,  Familie  und  Beruf  besser  zu
vereinbaren, wird aber nichts Grundlegendes verändern.

Hinzugekommen ist eine gestiegene Arbeitslosenquote während der
Pandemie,  welche das Altersarmutsrisiko von Frauen noch weiter
erhöhen wird.  Dabei stieg sie im Zeitraum von Februar 2020 bis
Januar 2021 bei Frauen mit 5,7 % stärker als bei Männern (1,8 %).
(s.: Ärztezeitung vom 7.3.2021).

Vor diesem Hintergrund ist es mehr als zynisch, was die Ampelkoalition zur
„Sicherung“  der  Renten  in  Zukunft  vorhat.  Dazu  „werden  wir  zur
langfristigen Stabilisierung von Rentenniveau und Rentenbeitragssatz in eine
teilweise  Kapitaldeckung der  gesetzlichen Rentenversicherung einsteigen.
Diese  teilweise  Kapitaldeckung  soll  als  dauerhafter  Fonds  von  einer
unabhängigen  öffentlich-rechtlichen  Stelle  professionell  verwaltet  werden
und global anlegen. Dazu werden wir in einem ersten Schritt der Deutschen
Rentenversicherung im Jahr 2022 aus Haushaltsmitteln einen Kapitalstock
von 10 Milliarden Euro zuführen.“

D.  h.  nichts  anderes,  als  dass  ein  Teil  der  Rente  in  Zukunft  von  den
Finanzmärkten abhängig gemacht werden soll. Das ist ein weiterer Schritt
zur Privatisierung der gesetzlichen Rentenversicherung nach Einführung der
Riesterrente durch die rot-grüne Koalition 2001. Diese zusätzliche „Säule“ ist
alles andere als sicher und stabil. Zudem weiß niemand, wann angesichts der
zunehmend  instabilen  internationalen  Situation  es  zu  einem  neuen
Börsencrash kommen wird. Darüber hinaus werden 10 Milliarden aus dem
laufenden Haushalt dafür zur Verfügung gestellt, die dann anderswo fehlen.
Diese „Anschubfinanzierung“ wird nach Aussagen des Rentenexperten des
DIW,  Johannes  Geyer,  nicht  ausreichen:  „Man  bräuchte  mindestens  300
Milliarden  Euro.  Dann  könnte  man  hoffen,  jährlich  15  Milliarden
Kapitalerträge zu erzielen, die dann an Rentner ausgeschüttet werden.“ (zit.
nach: Das Renten-Versprechen und der Bluff, NEUES DEUTSCHLAND vom
21.02.22).



Es gibt keinen Grund, die Rente immer mehr vom Kapitalmarkt abhängig zu
machen. Sie müsste stattdessen mit einer besseren Einzahlungsstruktur und
mehr  Mitteln  aus  dem  Haushalt  finanziert  werden:  Das  Pro-Kopf-
Volkseinkommen ist trotz beginnender Krise im Jahr 2019 um das Doppelte
gestiegen (Die Rente könnte sicher sein, NEUES DEUTSCHLAND 25.7.2020).
Auch  das  Steuereinkommen  könnte  ohne  weiteres  erhöht  werden:  Eine
einmalige Vermögensabgabe mit einer Laufzeit von 10 Jahren würde 300
Mill iarden  Euro  einbringen.  Auch  die  Wiedereinführung  der
Vermögenssteuer bei einem Steuersatz von 1 % könnte 20 Milliarden Euro
auftun (a. a. O.).

Ganz klar zeigt sich hier, dass es nicht um eine Stabilisierung der Renten
geht, sondern die Unternehmer:innen weiter von solch lästigen Dingen wie
Lohnnebenkosten  oder  höheren  Kapitalsteuern  zu  entlasten,  um  deren
Wettbewerbsfähigkeit in der zukünftigen, krisenhaften Entwicklung nicht zu
beeinträchtigen.

Es gibt jedoch Systeme, in denen Rentner:innen mehr erhalten und besser
vor Altersarmut geschützt sind. Das bekannteste ist wohl Österreich: Die im
Jahr 2018 in Ruhestand gegangenen Menschen erhielten hier ca. 1.700 Euro
im  Monat  –  in  Deutschland  waren  das  nur  1.000  (Zahlen  nach
Sozialwissenschaftler  Florian  Blank;  in:  Geteilter  Genuss,  NEUES
DEUTSCHLAND vom 25.07.20). Das ist ein Unterschied von 70 %. Gemessen
am  Bruttoinlandsprodukt  fließt  in  Österreich  mehr  öffentliches  Geld  in
Renten und Pensionen. Die Rentenbeiträge liegen seit Jahrzehnten stabil bei
22,5  %,  12,5  %  davon  zahlen  die  Arbeit„geber“:innen.  Ein  anderer
entscheidender Grund ist, dass fast alle Erwerbstätigen einschließlich der
Selbstständigen (außer den Beamt:innen) verpflichtend in der gesetzlichen
Rentenversicherung versichert sind. (a. a. O.) Aber auch in Österreich gibt es
einen  großen  geschlechtsspezifischen  Unterschied.  Zudem  ist  auch  hier
damit zu rechnen, dass eine neoliberale Politik versuchen wird, diese Kosten
zugunsten der Kapitalist:innen zu reduzieren.

Was wir brauchen, um Altersarmut zu verhindern:

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Mindestlohn für alle Frauen, um ein



Mindesteinkommen zu sichern, das die Reproduktionskosten deckt
und ein Leben ohne Abhängigkeit vom (männlichen) Partner erlaubt!
Mindesteinkommen von 1.600 Euro/Monat für alle Arbeitslosen und
Rentner:innen.  Diese  Regelung  soll  auf  alle  Freiberufler:innen,
(Schein-)Selbstständigen, Studierende, Sexarbeiter:innen und andere
ausgedehnt  werden,  die  wegen  der  Pandemie  ihre  Dienste  nicht
verkaufen können!
Kostenloser  Zugang  zu  Gesundheits-,  Krankenversorgung,
Pflegeeinrichtungen und gesicherte Renten für alle Frauen!
Kostenlose  und  bedarfsorientierte  Kinderbetreuung,  öffentliche
Kantinen  und  Wäschereien  –  um  eine  gesellschaftl iche
Gleichverteilung  der  Reproduktionsarbeiten  auf  alle  Geschlechter
sicherzustellen!
Alle  müssen  in  die  gesetzliche  Rentenkasse  einzahlen  –  auch
Selbstständige, Beamt:innen und Parlamentarier:innen!
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden/Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich!
Umwandlung  prekärer  Beschäftigungsverhältnisse  in  tariflich
gesicherte;  Abschaffung  der  Leiharbeit  und  Übernahme  der
Leiharbeiter:innen!
Für  ein  Programm  gemeinnütziger  öffentlicher  Arbeiten  mit
Vollzeitstellen und auskömmlichen Tariflöhnen für Frauen, bezahlt
aus Unternehmerprofiten und Vermögensbesitz!
Keine  Rettungspakete  und  keine  Milliardengeschenke  für  die
Konzerne! Die Reichen müssen zahlen! Progressive Besteuerung von
privaten  Vermögen  und  Unternehmensgewinnen  zur  Finanzierung
der Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie und der Sicherung
der  Einkommen  und  Renten  der  arbeitenden  Bevölkerung!
Entschädigungslose  Enteignung  aller  Unternehmen  unter
Arbeiter:innenkontrolle, welche Löhne kürzen, Arbeitszeit verlängern
oder Standorte schließen wollen!
Für  eine  verstaatlichte,  einheitliche  Sozialversicherung  unter
Arbeiter:innenkontrolle  (Gesetzliche  Krankenversicherung,
Bundesanstalt  für  Arbeit,  Rentenversicherung,  Unfallversicherung,
Arbeitslosen-  und  Sozialhilfe),  finanziert  durch  eine  progressive



Besteuerung!
Für  kommunale,  regionale,  bundesweite  und  internationale
Selbstverwaltung der Einheitsversicherung durch die Versicherten!
Unternehmer: innen  raus  aus  den  Aufs ichtsräten  der
Sozialversicherungen! Weg mit jeder Einmischung des bürgerlichen
Staats!

Um dies zu erreichen, ist der Aufbau einer Einheitsfront der gesamten
Arbeiter:innenklasse,  einschließlich  aller  Arbeitslosen  und
Rentner:innen, notwendig. Der Kampf gegen Altersarmut muss mit
dem gegen den Kapitalismus verknüpft werden.


